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Umwelt und Allergien 

Der Bundesminister für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit hat mit Schreiben vom 6. Juni 1989 die Große 
Anfrage namens der Bundesregierung wie folgt beantwortet: 


Vorbemerkung: 

Die Bundesregierung sieht in den allergischen Erkran- 
kungen ein bedeutsames gesundheitspolitisches Pro- 
blemfeld. Allergische Erkrankungen treten in vielfälti- 
ger Form und Ausprägung in der Bevölkerung der 
Bundesrepublik Deutschland auf. Das Spektrum reicht 
von leichten Symptomen, die das Befinden nur wenig 
beeinträchtigen, bis zu schwersten Krankheitszustän- 
den und von einem einmaligen Ereignis über vorüber- 
gehendes Betroffensein bis zur chronischen Erkran- 
kung. 

Nach den vorliegenden unterschiedlichen Schätzun- 
gen sind in der Bundesrepublik Deutschland zumin- 
dest 10 % der Bevölkerung von allergischen Krankhei- 
ten in unterschiedlicher Form, Ausprägung und Dauer 
betroffen. Die zur Häufigkeit der Allergien vorliegen- 
den epidemiologischen Erkenntnisse sind unzurei- 
chend. Die vorliegenden Untersuchungsergebnisse 
sind teilweise widersprüchlich. Sie sind zum Teil allein 
aufgrund methodischer Unzulänglichkeiten statistisch 
nicht abgesichert. Bei diesem Sachverhalt können 
auch keine einer kritischen Prüfung standhaltende 
Daten bezügüch der Häufigkeitsentwicklung allergi- 
scher Krankheiten in den letzten Jahren und Jahrzehn- 
ten vorgelegt werden. Die Frage „Zunahme der 
Erkrankungen des allergischen Formenkreises oder 
nicht" kann daher nicht abschließend beantwortet 
werden. 


Die meisten Allergene entstammen der natürlichen 
Umwelt des Menschen. Beispielhaft seien Pollen, 
Schimmelpüze, Tierhaare oder Mehlstaub angeführt. 
Erst in zweiter Linie spielen vom Menschen geschaf- 
fene Allergene eine Rolle. Allergische Reaktionen und 
Krankheiten sind komplexe Prozesse, die nach heuti- 
gem Erkenntnisstand durch eine Vielzahl von Faktoren 
beeinflußt werden können. Die Untersuchungs- und 
Darstellungsmöglichkeiten der Reaktionsabläufe und 
der daran beteiligten Einzelfaktoren haben sich in den 
letzten Jahren rasant entwickelt, so daß die Wechsel- 
wirkungen zwischen Umweltbelastungen und dem 
Immunsystem des Menschen transparenter werden. 
Doch bestehen hier noch wesentÜche Erkenntnisdefi- 
zite. Trotz eines umfangreichen Erkenntniszugewinns 
- insbesondere im Bereich der experimentellen Immu- 
nologie und auf dem Gebiet der Pathophysiologie 
allergischer Erkrankungen - ist das Wissen über die 
Ursachen der Allergien, über Präventions- und Be- 
handlungsmöglichkeiten unzureichend. 

Die Bundesregierung hat bereits im Januar 1987 aus 
diesen Sachverhalten die notwendigen Konsequenzen 
gezogen und einen Forschungsförderschwerpunkt 
„Allergische Erkrankungen" geschaffen, in dem insbe- 
sondere auch die epidemiologischen Defizite aufgear- 
beitet werden sollen. Des weiteren arbeitet die Bun- 
desregierung daran, auch im internationalen Rahmen 
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Verbesserungen in den Bereichen Gesundheits-, Ver- 
braucher-, Arbeits- und Umweltschutz durchzusetzen, 
die insbesondere auch den von Allergien betroffenen 
oder bedrohten Menschen der Bundesrepublik 
Deutschland zugute kommen sollen. 

Die Zahl der Allergien nimmt in den letzten Jahren 
deutlich zu. Beobachtungen und Studien von Ärzten 
und medizinischen Einrichtungen ergeben, daß die Al- 
lergieerkrankungen in den vergangenen Jahren um 30 
bis 40 V. H. zugenommen haben (nach; Niedersächsi- 
sches Sozialministerium) . Wissenschaftler schätzen, 
daß heute 10 bis 20 v. H. aller Bundesbürger Allergiker 
seien (nach Bundesminister Dr. Riesenhuber, 1987). Al- 
lergien . werden häufig bereits als „Volkskrankheit 
Nummer 1" bezeichnet. Dennoch sind Hautärzte, Al- 
lergologen und Kinderärzte oft ratlos, die Wissen- 
schaftler beklagen große Forschungslücken. Die AJler- 
gotoxikologie ist noch weitgehend unerforscht. 

Das Bundesministerium für Forschung und Technolo- 
gie hat 1987 einen Forschungsschwerpunkt im Rah- 
men der Programme „Forschung und Entwicklung im 
Dienste der Gesundheit", „Umweltforschung und Um- 
welttechnologie" und „Forschung zur Humanisierung 
des Arbeitslebens" mit einem jährlichen Etat von fünf 
Millionen DM eingerichtet. 

In Brüssel wurde das erste europäische Allergieinstitut 
eröffnet. Es soll entsprechend dem US-amerikanischen 
Vorbild einen westeuropäischen Informationsaus- 
tausch über die Allergieforschung hersteilen. 

Die Zahl der allergieauslösenden Stoffe ist sehr groß, 
sie wird auf rd. 4 000 Substanzen geschätzt. Diese sind 
in Metallen (Chrom, Nickel, Kobalt), Kunststoffen, 
(Epoxid-) Harzen, Gummiinhaltsstoffen, Farbstoffen, 
Konservierungsmitteln, Desinfektionsmitteln (Form- 
aldehyd), Ölen, Klebstoffen, Balsamen (Terpentin, 
Kolophonium), Textilien, Pflanzen und deren Produk- 
ten (Holzstaub, Mehl), Arzneimitteln, Lebensmitteln 
und Mikroorganismen anzutreffen. Hinzu kommen al- 
lergiebegünstigende Faktoren wie Streßfaktoren und 
individuelle Disposition. 

Es ist vor allem das Verdienst US-amerikanischer 
Mediziner, auf den Zusammenhang zwischen dem An- 
stieg chronischer Erkrankungen und der Zunahme von 
Chemikalien in der Umwelt hingewiesen zu haben. 
Danach muß sich der Organismus des Menschen dau- 
ernd an vielfältige physikahsche, chemische und nicht 
zuletzt psychische Umweltbelastungen anpassen. Die 
individuellen Reaktionen sind sehr verschieden, der 
Organismus wird „überbeansprucht". Bei vielen Men- 
schen äußert sich dies in einem breiten Spektrum von 
Allergien, z. B. Asthma, Neurodermitis, Heuschnupfen, 
Kontaktekzeme oder Nesselausschlag. Der allergische 
Prozeß kann zu schwerwiegenden Krankheitserschei- 
nungen führen - so z. B. zu Immunschwächen und 
chronischen Krankheiten. In den USA wurde aus die- 
ser Erkenntnis die „klinische/medizinische Ökologie" 
entwickelt. Danach sind „Allergien" vor allem eine 
ökologische Krankheit: Das „Öko-System" habe sich 
danach in immer schnellerer Folge geändert, hinzu 
komme eine ansteigende toxikologische Belastung, vor 
allem bei der Berufstätigkeit. Durch diese Verkettung 
würde das immunologische System des Menschen für 
Krankheiten anfälliger. 

Für die Bundesrepublik Deutschland besteht ein gro- 
ßer Handlungsbedarf; 

— Nach repräsentativen Studien liegt bei rund 20 v. H. 
der Bevölkerung eine allergische Erkrankung in 
irgendeiner Form vor. 

— In den letzten 35 Jahren hat sich die Zahl der 
beruflich bedingten Hauterkrankungen fast ver- 
zehnfacht. Diese Hauterkrankungen, die zu fast 
90 V. H. allergische Reaktionen waren, liegen an 
der Spitze aller gemeldeten arbeitsbedingten Er- 
krankungen. Hinzu kommt eine beträchtliche Dun- 


kelziffer, die auf ca. 20 v. H. der offiziellen Erfas- 
sung geschätzt wird. 

— Rund eine Million Kinder leiden an einer Allergie, 
wpbei die Diagnose kindücher Allergien besonders 
schwierig ist. 

Wir fragen die Bundesregierung; 


a) Zur Verbreitung und Entwicklung von 
Allergieerkrankungen 

1 . Welche Erkenntnisse stehen der Bundesregierung 

zur Verfügung über 

— das breite Spektrum von Krankheitsbildern, 

— die unterschiedhchen Formen von Allergien 
und Pseudoallergien, 

— Art, Umfang, Schweregrad und Dauer von al- 
lergischen Erkrankungen, 

— Allergien durch natürhche Substanzen, durch 
Nahrungsmittel, durch Arzneien und durch 
weitere chemische Produkte, 

— die sozialen und volkswirtschaftÜchen Kosten 
der Krankheit? In welcher Form sollen die Er- 
kenntnisse in den dem Bundestag vorzulegen- 
den Allergiebericht der Bundesregierung ein- 
gehen? 


Allergie bedeutet spezifische Änderung der Immuni- 
tätslage im Sinne einer krankmachenden Überemp- 
findlichkeit. Die Überempfindlichkeit richtet sich bei 
entsprechender Veranlagung gegen eine oder mehrere 
Substanzen der menschlichen Umwelt. Die Verände- 
rung der Immunitätslage nennt man Sensibilisierung. 
Eine Sensibilisierung kann schon beim ersten oder erst 
nach wiederholtem Kontakt des Organismus über die 
Haut oder über die Schleimhäute mit dem die Allergie 
auslösenden Stoff (Allergen) erfolgen. Es gibt Aller- 
gene mit hoher und abgestuft mit niedriger Potenz, 
d. h. dem Vermögen, eine Sensibilisierung auszulösen. 
Nach erfolgter Sensibilisierung führt ein erneuter Kon- 
takt des Organismus mit dem Allergen zu allergischen 
Krankheitserscheinungen. Die Symptome der allergi- 
schen Reaktion sind unabhängig von der Art der sie 
auslösenden Allergene. Bestimmten Arten von allergi- 
schen Erkrankungen, vorwiegend den durch den 
Abwehrstoff Immunglobulin E (IgE) vermittelten For- 
men, hegt eine Atopie zugrunde, d. h. eine familiäre 
Neigung zu einer bestimmten Form der Sensibilisie- 
rung. 

Die Formenvielfalt allergischer Krankheiten 

Art, Umfang und Schwere grad von Allergien weisen 
ein breites Spektrum auf. Allergien können sich an 
nahezu allen Organen auswirken; am häufigsten 
geschieht dies an den sog. Grenzflächen, an denen der 
Organismus Kontakt zu seiner Umwelt hat, wie der 
Haut, den Augen, den Schleimhäuten der Atemwege 
und des Darmes. Diese Grenzflächen können in ver- 
schiedener Stärke und Ausprägung auf einen erneuten 
Kontakt mit dem Allergen reagieren. So können sich 
beispielsweise an den Atemwegen folgende Beschwer- 
den äußern: an der Nase vom leichten Kribbeln über 
Niesanfälle bis zum Schnupfen; an den Nasenneben- 
höhlen Entzündungen der Schleimhaut (Sinusitis); an 
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den Bronchien Bronchitis, an den kleinsten Verzwei- 
gungen der Atemwege eine Bronchiolitis genannte 
Entzündung und schließlich eine Alveolitis genannte 
Entzündung der Lungenbläschen. Auf dem Boden 
allergischer Entzündungen kommt es häufig durch die 
Besiedlung der vorgeschädigten Schleimhäute mit 
Viren oder Bakterien zu sich aufpfropfenden Infektio- 
nen und dadurch bedingten Verschlechterungen des 
Gesundheitszustandes. Das Asthma bronchiale ist 
durch eine Überempfindlichkeit (Hyperreagibihtät) 
des Bronchialsystems bedingt; diese Hyperreagibilität 
kann auch durch eine Allergie ausgelöst sein. In die- 
sem Fall spricht man von einem Asthma bronchiale 
allergicum (allergisches Asthma bronchiale). Typisch 
für das allergische Asthma bronchiale ist eine bron- 
chiale Hyperreagibilität, die den Kranken auch für 
unspezifische Reizstoffe (z. B. Schwefeldioxid) emp- 
findlicher macht. 

Auch an der Haut sind die Krankheitssymptome sehr 
vielfältig. Sie können sich z. B. als flüchtige Rötung, als 
Quaddeln oder als chronisches Ekzem äußern. Aller- 
gien können sich entsprechend den Krankheitszeichen 
als eine leichte Beeinträchtigung des Befindens bis hin 
zum lebensbedrohenden Schock auswirken. 

Einteilung der Allergien 

Eine Einteilung der Allergien kann unter verschiede- 
nen Gesichtspunkten erfolgen, z. B. nach dem erkrank- 
ten Organ, nach dem führenden Krankheitssymptom. 
Am gebräuchlichsten ist die Einteilung, die sich an der 
Art der Reaktion des Immunsystems orientiert. Nach 
Coombs und Gell werden folgende Typen unter- 
schieden: 

— Typ I (klassische allergische Sofortreaktion): Hierzu 
zählen als wichtigste Formen der allergische 
Schnupfen („Heuschnupfen''), das allergische 
Asthma bronchiale, die Urtikaria (Nesselsucht), die 
Conjunctivitis (Bindehautentzündung), die Nah- 
rungsmittel- und Insektengift -Anaphylaxie (Ana- 
phylaxie = akute lebensbedrohende Überempfind- 
lichkeitsreaktion mit Kreislauf Zusammenbruch). 
Den Typ I nennt man auch IgE- vermittelte Allergie, 
d. h. Allergie, die über das Immunglobulin E ab- 
läuft. 

— Typ II (hervorgerufen durch Antikörper, die zyto- 
toxisch = zellschädigend wirken): Diese seltener als 
Typ I vorkommende Allergieform äußert sich z.B. 
als allergische Agranulocytose (hochgradige Ver- 
minderung der weißen Blutkörperchen) oder als 
Thrombozytopenie (Verringerung der für die Blut- 
gerinnung erforderhchen Blutplättchen mit u. a. 
Auftreten von punktförmigen Blutungen in der 
Haut (Purpura). 

— Typ III: Er wird durch im Blut zirkulierende Immun- 
komplexe verursacht. Hierbei kommt es entweder 
zu einer Sofortreaktion z. B. als Anaphylaxie nach 
Fremdserum-Behandlung oder verzögert zur soge- 
nannten Serumkrankheit mit Fieber und Entzün- 
dung von Niere, Blutgefäßen, Gelenken, Lunge. 

— Typ IV: Er wird durch sensibilisierte Lymphozyten 
hervorgerufen. Hierzu zählen das allergische Kon- 


täktekzem und eine Reihe von Arzneimittel-Exan- 
themen. 


Weitere Typen sind in der Diskussion. 

Die Typen I bis III werden humoral, d. h. durch im Blut 
zirkulierende Antikörper ausgelöst, der Typ IV ist zell- 
vermittelt. Im lebenden Organismus laufen die Reak- 
tionen der verschiedenen Typen häufig parallel ab und 
beeinflussen sich gegenseitig. Am bedeutsamsten sind 
die Reaktionen nach Typ I (z. B. allergischer Schnup- 
fen, allergisches Asthma bronchiale, Nesselsucht) 
sowie Typ IV als Kontaktekzem. 


Pseudo-Allergie und Intoleranz 

Von den Allergien abzugrenzen sind Pseudo-Allergien 
und Intoleranzen (Unverträghchkeiten). Pseudo- Aller- 
gien (nicht-immunologisch bedingte Reaktionen mit 
allergieähnlichen Krankheitszeichen) können Sym- 
ptome hervorrufen, wie sie bei einer Allergie gefunden 
werden. Es fehlen jedoch die dort ablaufenden Immun- 
reaktionen. Als Beispiel für Pseudo-Allergien seien 
Überempfindlichkeitsreaktionen auf Arzneimittel 
genannt (z. B. nicht- steroidale Antirheumatika, Narko- 
semittel bzw. Narkose-Hilfsmittel, z. B. Atropin, 
Codein). 

Intoleranz bedeutet im weitesten Sinn Unverträglich- 
keit von Stoffen. Diese Unverträglichkeiten sind eben- 
falls nicht durch Immunreaktionen hervorgerufen, son- 
dern z. B. durch Mangel an Enzymen. Der zur Arznei- 
mittehntoleranz führende Enzymdefekt ist in der Regel 
genetisch bedingt. 

Die Unverträglichkeit von Milchzucker (Laktose-Into- 
leranz) ist häufig. Sie ist durch das Fehlen des Enzyms 
Laktase, das die Laktose spaltet, bedingt und äußert 
sich u. a. in Durchfällen. Diese Milchunverträglichkeit 
ist streng abzugrenzen von der durch eine Immunreak- 
tion verursachten Allergie gegen Milcheiweiß. An 
einer meist vorübergehenden Laktoseunverträglich- 
keit leiden zahlreiche Menschen. Die Schätzungen 
sind unterschiedhch und gehen bis zu 10 %. 


Dauer allergischer Krankheiten 

Die Dauer von allergischen Erkrankungen ist oft 
lebenslang. Jedoch vor allem im Kindesalter werden 
gehäuft spontane Besserungen und Spontanheilungen 
bei allergischen Erkrankungen beobachtet. Zudem ist 
bei sehr langer Allergenkarenz (Meiden des Kontakts 
mit dem Allergen) eine Ab Schwächung der allergi- 
schen Reaktion nach später erneutem Kontakt zu 
beobachten. Mit zunehmendem Alter nimmt die Funk- 
tionsfähigkeit des Immunsystems ab. Dementspre- 
chend zeigen Allergiker im Alter häufig nur noch 
geringe oder gar keine Krankheitszeichen mehr bei 
Kontakt mit dem Allergen, das in jüngeren Jahren 
Allergien hervorrief. Es können sich jedoch neue Aller- 
gien entwickeln; bestimmte Formen allergischer 
Erkrankungen (Typ IV- Reaktionen) werden im Alter 
häufiger. 
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Allergien auf natürliche Substanzen 

Die meisten Allergien beruhen auf Überempfindlich- 
keit gegenüber natürlichen Substanzen. Allergische 
Reaktionen auf Pollen (Blütenstaub), Hausstaubmil- 
ben, Schimmelpilze, Tierhaare (besonders von Ham- 
stern und Meerschweinchen), Tierepethelien, Tierpro- 
teine, Insektengifte oder Nahrungsmittelbestandteile 
haben sehr große Bedeutung. Gerade diese natürlich 
vorkommenden Substanzen sind Allergene von hoher 
Potenz (Fähigkeit, bei entsprechend Veranlagten häu- 
fig und schon in geringer Menge eine allergische 
Reaktion auszulösen). 

Nahrung smittelallergien 

Nahrungsmittelallergien sind in den meisten Fällen 
dem Sofort-Reaktions-Typ I, seltener anderen Typen, 
z. B. Typ III zuzuordnen. Sie werden vor allem durch 
nicht bearbeitete Nahrungsmittel bzw. deren natür- 
liche Bestandteile ausgelöst. Nach klinischer Erfah- 
rung sind die seit langem bekannten Allergien gegen 
Milch, Ei, Fisch, Schalentiere, rohes Gemüse und 
Mehle sehr viel häufiger als Allergien auf Zusatzstoffe. 
Nahrungsmittelallergien können vor allem durch das 
Nahrungsmittel selbst (z. B. Milch), des weiteren durch 
versteckte Allergene (z. B. Schimmelpilze) oder selte- 
ner durch bestimmte zugefügte Zusatzstoffe (wie z. B. 
einige Färb- oder Konservierungsstoffe) hervorgerufen 
werden. Sie äußern sich meist an der Haut (in Form 
einer Nesselsucht) oder an den Atemwegen (als 
Asthma), relativ selten am Magen- Darmtrakt (z.B. als 
Durchfälle). Dementsprechend schwierig ist die Dia- 
gnose zu stellen, zu der vor allem Anamnese, Elimina- 
tionsdiäten, Provokationstests und Antikörperbestim- 
mung führen können. Unter der Fehldiagnose „Nah- 
rungsmittelallergie'' laufen häufig Nahrungsmittelun- 
verträglichkeiten, die sich z. B. regelmäßig als Durch- 
fall nach Genuß eines bestimmten Nahrungsmittels 
äußern, ohne daß sich immunologisch eine Allergie 
nach weisen läßt (siehe Laktose-Intoleranz). 

Zu allergenen Wirkung einzelner Lebensmittelbe- 
standteile hat die Bundesregierung schon verschie-' 
dentlich Stellung genommen (vgl. insbesondere Bun- 
destags-Drucksache 10/5275). 

Allergien durch anthropogene Substanzen 

Zu den sogenannten anthropogenen Allergenen zäh- 
len alle allergenen Substanzen, die vom Menschen 
geschaffen sind. Das ist eine Vielzahl chemischer Sub- 
stanzen, z. B. Kosmetika, Arzneimittel. Prinzipiell kann 
jede Substanz bei entsprechend genetisch Disponier- 
ten nach erfolgter Sensibilisierung eine Allergie auslö- 
sen. Auf anthropogene Allergene werden Allergien 
seltener als auf natürliche Allergene zurückgeführt. 
Eine Ursache dafür könnte sein, daß es sich bei anthro- 
pogenen Stoffen um Substanzen handelt, die keine 
sehr potenten Allergene sind und daß nur ein Teil der 
Bevölkerung mit diesen Stoffen Kontakt hat. 

Arzneimittelallergien 

Allergische Reaktionen auf Arzneimittel können beru- 
hen auf dem Arzneistoff selbst, einem oder mehreren 


seiner Abbauprodukte, die erst im Organismus entste- 
hen, oder auf einem oder mehreren pharmazeutisch- 
technologischen (galenischen) Hilfsstoffen. Hierzu 
gehören auch Farbstoffe sowie Geruchs- und Ge- 
schmackskorrigentien. 

Allergische Reaktionen auf Arzneimittel sind Neben- 
wirkungen, die bei nahezu jedem Arzneimittel auftre- 
ten können und bei jeder Applikationsart (d. h. durch 
Aufbringen auf die Haut, Einnahme, Einführen in den 
Darm und durch Injektionen). Es können sowohl aller- 
gische wie pseudo-allergische Reaktionen ablaufen. 
Von folgenden Medikamenten werden häufiger aller- 
gische bzw. pseudo-allergische Reaktionen hervorge- 
rufen: Lokalanaesthetika, nicht- steroidale Antiphlogi- 
stika (entzündungshemmende Medikamente) wie Ace- 
tylsalicylsäure und Antirheumatika (z.B. Indometacin 
und Diclofenac), kolloidale Plasmaersatzmittel wie 
Dextrane und Gelatine, Jodkontrastmittel, Mittel 
gegen Bluthochdruck, Penicilline und andere Antibio- 
tika. Bei Anwendung von äußerlich aufzubringenden 
Medikamenten (Salben, Cremes, Tropfen) besteht 
erhöhte Gefahr der Sensibilisierung, die abhängig ist 
von der Dauer der Anwendung und dem Zustand der 
Haut (für vorgeschädigte Haut besteht erhöhte Sensi- 
bilisierungsgefahr). Arzneimittelallergien dürften mit 
der größeren Anzahl der verwendeten Substanzen und 
einem gestiegenen Arzneimittelkonsum insgesamt in 
ihrer Verbreitung zugenommen haben. Hinzu kommt, 
daß angesichts einer längeren Lebenserwartung mehr 
Medikamente eingenommen werden und auch 
dadurch eine Zunahme von Arzneimittelallergien 
denkbar ist. 

Bei einer Überempfindlichkeitsreaktion auf ein Arznei- 
mittel stellt sich die Frage, ob diese Reaktion durch den 
Wirkstoff des Arzneimittels oder durch Hilfsstoffe wie 
Farbstoffe und Stabilisatoren ausgelöst wurde. Auch 
die Unverträglichkeitsreaktionen auf Arzneimittel kön- 
nen sich in der oben geschilderten Vielfalt von Krank- 
heitserscheinungen und in unterschiedlichsten Schwe- 
regraden von der flüchtigen Hautrötung bis zum 
lebensbedrohenden Schock äußern. Arzneimittelaller- 
gien können auch bei den in den Labors und in der 
Produktion Beschäftigten oder bei medizinischem Per- 
sonal auf treten, häufiger sind sie jedoch bei den Arz- 
neimittelkonsumenten. 

Kosten allergischer Erkrankungen 

.Die Bundesregierung verfügt nicht über Modelle, mit 
denen sich die volkswirtschaftlichen Kosten von Aller- 
gien berechnen ließen. Zum einen ist die genaue Zahl 
der Allergiker nicht bekannt und zum anderen ist bei 
vielen Diagnosen eine Trennung in allergisch bedingte 
und nichtallergische Erkrankung häufig nicht möglich. 
So faßt die in der Dokumentation gebräuchliche drei- 
stellige Verschlüsselung nach der International Classi- 
fication of Diseases (ICD) allergisch und nicht aller- 
gisch bedingte Erkrankungen teilweise in einer 
Schlüsselnummer zusammen. Als Beispiele für Krank- 
heiten, die nur bei einem Teil der Patienten allergisch 
verursacht sind, seien das Asthma bronchiale und die 
chronische Bronchitis genannt. Die Schwierigkeit der 
nicht möglichen sauberen Trennung von allergisch 
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und nichtallergisch bedingten Krankheitsfällen inner- 
halb eines Krankheitsbildes besteht nicht nur für die 
Dokumentation bei Krankenversicherern und Renten- 
versicherungsträgern, sondern auch im Bereich der 
gesetzlichen Unfallversicherung. Im Bereich der 
gesetzlichen Unfallversicherung sind gemäß der 
Berufskrankheiten-Verordnung (BeKV) drei Krank- 
heitsgruppen zum Bereich „Allergien" auf geführt: 
Haüterkrankungen (Nr. 5101), durch allergisierende 
Stoffe verursachte obstruktive Atemwegserkrankun- 
gen (Nr. 4301) und als Nr. 4201 die exogpn allergischen 
Alveolitiden, die bis zum 31. März 1988 als „Farmer- 
(Drescher-)lunge" Gegenstand der BeKV waren. Da 
z. B. unter den Hauterkrankungen auch die nicht durch 
Allergien verursachten Krankheitsfälle miterfaßt sind, 
lassen sich die Kosten von Allergieerkrankungen auch 
hier nicht eindeutig herausrechnen. Bezüglich der 
Berufskrankheiten, die zwar nicht berentet, d.h. „ent- 
schädigt" werden, jedoch wegen der „Anerkennung 
dem Grunde nach" Maßnahmen nach § 3 BeKV auslö- 
sen, sind die Kosten bekannt, die von durch Allergien 
bedingten Umschulungsmaßnahmen sowie durch die 
ärztlichen Behandlungen und den Medikamentenver- 
brauch ausgelöst werden. So schlägt z.B. für die 
Berufsgenossenschaft Nahrungsmittel und Gaststätten 
in Nordrhein-Westfalen (jährlich 60 bis 80 Umschu- 
lungsfälle) jeder Erkrankungsfall mit mindestens 
100 000 DM zu Buche. 

Nach Auffassung der Bundesregierung läßt sich die 
Bedeutung der Allergien nicht allein über Kostenfakto- 
ren darstellen. Vielmehr müssen insbesondere auch 
die immateriellen Belastungen im persönlichen und 
familiären Bereich bedacht werden. 

Allergiebericht 

Die Erkenntnisse zum Bereich der Allergien, insbeson- 
dere die Wissenslücken, haben die Bundesregierung 
zu zahlreichen Maßnahmen veranlaßt. Dies gilt insbe- 
sondere auch für die Forschungsforderung (siehe 
hierzu auch Antwort zu Frage 4). In einem Allergiebe- 
richt der Bundesregierung wäre über neue Erkennt- 
nisse zu Ursachen, Vorbeugung, Diagnostik und The- 
rapie von Allergien zu berichten (vgl. Bundestags- 
Drucksache 11/2494 und Protokoll der 85. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 16. Juni 1988). Dies sollte 
zweckmäßigerweise erst dann geschehen, wenn die 
von der Bundesregierung initiierte und geförderte For- 
schung Ergebnisse erbracht hat. 

2. Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse zu fol- 
genden Fragen vor: 

Welches sind die Haupterkrankungsformen? Wel- 
che Altersgruppen sind besonders betroffen? Wie 
haben sich die allergischen Erkrankungen vor al- 
lem bei Kindern entwickelt? Gibt es vergleichende 
Zahlen für die Entwicklung von Allergien seit 
fünf, zehn und zwanzig Jahren, und wie aussage- 
fähig sind die Zahlen? 

Die Haupterkrankungsformen sind in der Antwort zu 
Frage 1 dargestellt. Zu den häufigsten allergischen 
Erkrankungen gehören der sog. Heuschnupfen, das 
allergische Asthma bronchiale und allergische Hauter- 
krankungen. 


Allergien in der Kindheit und in anderen Lebensab- 
schnitten 

Bei den von einer Atopie betroffenen Kindern und 
Jugendlichen stehen „Heuschnupfen", Asthma bron- 
chiale und Neurodermitis (auch atopisches Ekzem oder 
endogenes Ekzem genannt) im Vordergrund. Eine 
Neurodermitis manifestiert sich häufig bereits im 
ersten Lebensjahr. Die Symptome schwächen sich 
nach der Pubertät zumeist deutlich ab, jedoch gibt es 
auch schwere Krankheitsfälle bis ins hohe Alter. Der 
allergische Schnupfen, das allergische Asthma bron- 
chiale und die allergischen Hauterkrankungen können 
im Prinzip in allen Altersgruppen auf treten. Gleiches 
gilt für die allergischen bzw. pseudo-allergischen 
Reaktionen gegen Medikamente. 

Die allergische Alveolitis (Entzündung der Lungen- 
bläschen) und das allergische Kontaktekzem treten 
dagegen vornehmlich im Erwachsenenalter auf. Dabei 
kommt es erst nach Kontakt z. B. mit organischen Stäu- 
ben, Bakterien, Pilzen, Viren und/oder Parasiten zur 
Sensibilisierung (z.B. „Farmerlunge",. „Vogelhalter- 
lunge" oder „Befeuchterfieber"). Die allergische 
Alveolitis kann auch beruflich bedingt auftreten. Die 
Exposition gegenüber allergisierenden Substanzen hat 
Einfluß auf den Erkrankungszeitpunkt, den Schwere - 
grad und die Dauer der Krankheitserscheinungen. 

Häufigkeitsentwicklung allergischer Erkrankungen 

Die für die Bundesrepublik Deutschland vorliegenden 
Daten über die Häufigkeitsentwicklung von allergi- 
schen Erkrankungen halten wegen methodischer 
Schwächen (Definition, Datensammlung und -erhe- 
bung u. a. m.) einer kritischen Überprüfung nicht 
stand. Bei dieser Sachlage ist verständlich, warum die 
Diskussion über die Häufigkeit und das Ausmaß von 
allergischen Erkrankungen kontrovers geführt sowie 
eine Zunahme vermutet wird. Nach Auffassung der 
Bundesregierung liegen Beweise für eine generelle 
Zunahme der allergischen Krankheiten nicht vor. Die 
vorüegenden Studien zeigen für einzelne allergische 
Krankheitsbilder z.T. divergierende Tendenzen. Des 
weiteren darf nicht außer acht gelassen werden, daß im 
Zeitvergleich die höheren Zahlenangaben von heute 
möglicherweise allein auf eine verbesserte Diagnostik 
zurückzuführen sind. 

Es liegen einige Untersuchungen über allergische 
Erkrankungen vor aus der Schweiz (Varonier, 1984; 
Wüthrich, 1986), aus England (Fleming, 1987), Skandi- 
navien und den USA (Taylor, 1984). Danach wird der 
Anteil der Allergiker in westlichen Ländern auf 10 bis 
15 % der Bevölkerung geschätzt. Die im wesentlichen 
nur auf Befragungsergebnissen basierenden Prävalen- 
zen (Häufigkeit einer Erkrankung in der Bevölkerung 
zu einem bestimmten Zeitpunkt) sind zurückhaltend 
zu bewerten. 

Bei der Beurteilung von Umfrageergebnissen ist zu 
bedenken, daß der Laie Krankheitszeichen und 
Beschwerden, die sowohl bei Allergien wie auch bei 
Unverträglichkeiten auftreten können (siehe Antwort 
zu Frage 1), hinsichtlich der Ursache nicht unterschei- 
den kann und generell von „Allergie" spricht. 
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In der Bundesrepublik Deutschland sind folgende 
Umfragen durchgeführt worden: 

INFAS befragte 1984 910 Erwachsene ab 18 Jahren 
und in Wiederholung 1986 1174 Bundesbürger und 
-bürgerinnen. Dabei bezeichneten sich 1986 insgesamt 
7% als Allergiker (1984 8%), von den Männern 1986 
2%, von den Frauen 11%. Mit 10% fand sich in der 
Altersstufe der 35 > bis 49jährigen die höchste Anzahl 
von Allergikern. Berufstätige gaben zu 5 % an, Allergi- 
ker zu sein, Nichtberufstätige zu 9 %. In der ländlichen 
Region gaben 1 1 % an, Allergiker zu sein, in der Stadt 
und dem städtischen Umland nur je 5%. In Nord- 
deutschland lag die Zahl bei 10%, in Bayern bei 4 %, 
bei den gehobenen Angestellten/Beamten bei 10%, 
bei den Arbeitern bei 4 % . Bei Vorlage einer Liste von 
Krankheiten, die nur bei einem Teil der Betroffenen 
allergisch bedingt sind (z. B. Asthma bronchiale, 
Migräne), gaben deutlich mehr Befragte an, hierunter 
zu leiden. 

Die Untersuchungen des Instituts für Demoskopie 
Allensbach zum Thema „Heuschnupfen"' gehen bis 
1959 zurück. Damals gaben in einer repräsentativen 
Bevölkerungsumfrage unter Jugendlichen ab 16 Jah- 
ren und Erwachsenen 12 % an, unter „Heuschnupfen" 
zu leiden. In der Wiederholungsbefragung 1985 an 
2044 Personen ab 16 Jahren lag dieser Anteil unverän- 
dert bei 12%. Frauen gaben zu 14% an, unter Heu- 
schnupfen zu leiden, Männer zu 11 %. Personen unter 
44 Jahren bezeichneten sich zu 14 % als betroffen, die 
Altersgruppe der 60jährigen und älteren Menschen 
nur noch zu 9% (diese Generation hatte 1959 als 
damals junge Generation ebenfalls die niedrigsten Pro- 
zentwerte). Auffallend ist, daß bei gleichbleibender 
Zahl derjenigen, die sich selbst als Pollenallergiker 
bezeichnen, sich die Zahl derjenigen, die angaben, 
einen von „Heuschnupfen" Betroffenen zu kennen, 
fast verdoppelt hat (1959 33%, 1985 60%). Dies wird 
darauf zurückgeführt, daß „Allergie" vermutlich ver- 
stärkt Gesprächsthema geworden ist. 

Im Rahmen der Musterungsuntersuchungen der Wehr- 
pflichtigen werden u. a. für die Beurteilung der Wehr- 
dienst- und Verwendungsfähigkeit allergische 
Gesundheitsstörungen ermittelt. Ein Wehrpflichtiger 
wird als Allergiker angesehen, wenn eine von ihm 
angegebene Allergie durch Bescheinigung seines Arz- 
tes oder eine fachallergologische Untersuchung bestä- 
tigt wird. Der Anteil der so ermittelten Allergiker unter 
den etwa 19jährigen Wehrpflichtigen lag 1963 bei 
1,3 % und stieg über 3,1 % im Jahr 1973 und 8,8 % im 
Jahr 1983 auf 15,8 % im Jahr 1987. Berücksichtigt man, 
daß die 19jährigen jungen Männer einer Altersgruppe 
angehören, in der erfahrungsgemäß Allergien beson- 
ders häufig auf treten, und unterstellt man andererseits 
keine wesentlichen Unterschiede der Allergiehäufig- 
keit bei den beiden Geschlechtern, so stützt das Ergeb- 
nis von 1987 mit 15,8% Allergikern unter den 19jähri- 
gen die Auffassung der Bundesregierung, daß ca. 10% 
der Gesamtbevölkerung von Allergien betroffen sind. 
Hier sei vermerkt, daß entgegen der Ausführung der 
Fragesteller der Niedersächsische Sozialminister keine 
Studie durchführen ließ, die als Ergebnis eine Häufig- 
keit der Allergien von 30 bis 40 % ergab. 


Mit allen Vorbehalten, die gegenüber Ergebnissen aus 
Befragungen im Vergleich zu denen aus Untersuchun- 
gen mit standardisierten objektivier baren Methoden 
bestehen, hat das Bundesgesundheitsamt (BGA) teil- 
weise von ihm selbst konzipierte und im Zeitraum 
zwischen 1967 und 1985 durchgeführte Befragungen 
auf die Häufigkeit von Allergien hin ausgewertet. Die 
darauf ermittelte Häufigkeit von „Heuschnupfen" lag 
in den Befragungen, in denen „Heuschnupfen" aus- 
drücklich genannt wurde, zwischen 3 und 15%. Eine 
Zunahme der Häufigkeit bei den zeitlich späteren 
Erhebungen ließ sich nicht feststellen. 

Bei den teilweise oder fraglich durch allergische Reak- 
tionen hervorgerufenen Krankheiten sind in der Ren- 
tenversicherung bei Erwachsenen und Kindern das 
Asthma bronchiale und die chronische Bronchitis von 
Bedeutung. Bei Kinderheilbehandlungen ist mit einem 
Prozentsatz von 10 bis 20% allergisch bedingter oder 
mitbedingter Erkrankungen zu rechnen. Hieraus las- 
sen sich allerdings keine Rückschlüsse auf die Erkran- 
kungshäufigkeit in der Bevölkerung ziehen. 

Die Anzahl der Rehabilitationsmaßnahmen der Ren- 
tenversicherung der Jahre 1982 zu 1987 für Erwach- 
sene und Kinder hat wegen Änderungen im Antrags- 
und Bewilligungsverhalten sowie auch in der Diagno- 
stik einen sehr eingeschränkten Aussagewert. Aus den 
angegebenen Verhältniswerten zu den jeweiligen 
Gesamtzahlen von Rehabilitationsmaßnahmen und 
Frühberentungen ergibt sich jedoch die relativ geringe 
Bedeutung dieser Erkrankungen in der Rentenversi- 
cherung. Ein Langzeitvergleich für die Jahre vor 1982 
ist aufgrund eines geänderten Diagnoseschlüssels 
nicht möglich. 

Angaben über die Häufigkeit des Asthma bronchiale 
schwanken in sehr weiten Grenzen (in den vom BGA 
ausgewerteten Befragungen zwischen etwa 1 % und 
7%). Verläßliche Angaben sind hierzu also nicht zu 
machen. Aiißerdem ist darauf hinzuweisen, daß nur bei 
einem Teil der Asthma bronchiale -Patienten deren Lei- 
den durch eine Allergie verursacht wird. 

Die Bundesregierung ist bei diesem Sachverhalt der 
Ansicht, daß genauere, standardisiert gewonnene 
Erkenntnisse über Neuauftreten, Verbreitung und Ent- 
wicklung allergischer Erkrankungen in der Bundes- 
republik Deutschland benötigt werden. Nicht zuletzt 
aus dieser Erkenntnis heraus liegt ein Schwerpunkt 
der Forschungs'förderung durch die Bundesregierung 
im Bereich der Epidemiologie allergischer Erkran- 
kungen. 


3. Besteht nach Erkenntnissen der Bundesregierung 
ein enger Zusammenhang zwischen Allergien und 
Infekten, insbesondere bei obstruktiven Atem- 
wegserkrankungen? 


Unbestritten wird Virusinfekten der Atemwege - 
besonders im Kindesalter - in der Krankheitsentste- 
hung des Asthma bronchiale eine zentrale Rolle zuge- 
schrieben, während dieser Zusammenhang bei bakte- 
riellen Infektionen selten gesehen wird. Auch tierexpe- 
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rimenteile Untersuchungen sprechen für diesen Zu- 
sammenhang. 


4. Seit 1982 verdichten sich die Hinweise auf einen 
Anstieg allergischer Krankheiten; ebenso ist be- 
kannt, daß es beträchtliche Lücken im For- 
schungs- und Therapiebereich gibt. Warum wurde 
erst 1987 ein Forschungsschwerpunkt eingerich- 
tet? Reicht der vorgesehene Förderungsrahmen 
von fünf MiUionen DM jährlich aus, die For- 
schungsdefizite rasch zu beseitigen? Sollen auch 
prospektive Studien und ein Allergieregister er- 
stellt werden? Wie werden die Ergebnisse der 
geförderten Forschungsobjekte der Öffentlichkeit 
bzw. interessierten Institutionen zugänglich ge- 
macht? Werden die Betroffenen beteiligt? 


Förderschwerpunkt „Allergische Erkrankungen" 

Seit den 50er Jahren wird in der Bundesrepublik 
Deutschland Forschung zu allergischen Erkrankungen 
betrieben. Die daran beteiligten Gebiete wurden dabei 
kontinuierlich vor allem mit Unterstützung der Deut- 
schen Forschungsgemeinschaft entwickelt. Arbeits- 
gruppen zum Beispiel an Hals-Nasen-Ohren- und Kin- 
derkliniken, an Dermatologischen und Medizinischen 
Kliniken befassen sich seit Jahren mit der Ursachen- 
aufklärung von Allergien. Unterstützt werden sie von 
biochemischen, immunologischen, physiologischen, 
pharmakologischen, pathologischen und organisch- 
chemischen Instituten, 

Um Ursachenforschung auf dem Gebiet der Allergolo- 
gie erfolgreich zu betreiben, bedarf es Methoden, von 
denen viele erst seit einigen Jahren zur Verfügung 
stehen, so daß eine konzertierte Aktion zur Bearbei- 
tung der entsprechenden Fragestellungen erst in den 
letzten Jahren möglich wurde. Zu diesem Zeitpunkt 
schien eine zusätzhche Forschungsförderung erfolg- 
versprechend. Deshalb wurde auf Initiative des Bun- 
desministers für Forschung und Technologie die Erar- 
beitung eines fächerübergreifenden Forschungskon- 
zeptes angeregt und von den übrigen Förderorganisa- 
tionen (Deutsche Forschungsgemeinschaft, Max- 
Planck-Gesellschaft) unterstützt. 

Es gelang, mit diesem Konzept die unterschiedhchen 
Aspekte und Problembereiche der allergischen Krank- 
heiten abzudecken. So war es möglich, Wissenschaftler 
der verschiedensten Disziplinen von der Immunologie 
über die Arbeitsphysiologie bis zur Klimatologie koo- 
perativ einzubinden. Da dies die üblichen Grenzen der 
bestehenden Förderprogramme überschritt, wurden 
für den neuen Förderschwerpunkt drei verschiedene 
Programme der Bundesregierung genutzt, nämlich 
„Forschung und Entwicklung im Dienste der Gesund- 
heit", „Umweltforschung und Umwelttechnologie" 
sowie „Humanisierung des Arbeitslebens". Hinzuzu- 
rechnen sind Fördermöglichkeiten für thematisch 
angrenzende Bereiche, z. B. im Rahmen der Förderak- 
tivitäten „Innenraumluftverunreinigungen" (Aus- 
schreibung im Bundesanzeiger März 1987), 

Der Förderschwerpunkt „Allergische Erkrankungen" 
wurde am 27. Januar 1987 im Bundesanzeiger 
bekanntgemacht und fand eine positive Aufnahme. 


Eine besondere Bedeutung wurde den Vorbereitungen 
des Schwerpunktes „Epidemiologie der Allergien" 
beigemessen, um die Voraussetzungen für koordi- 
nierte Forschung auf diesem Gebiet zu ermöglichen 
(siehe auch Antworten zu Fragen 1 und 2). Da bisher 
standardisierte Verfahren zum Beispiel für den Ver- 
gleich von klinischen Symptomen und Befunden fehl- 
ten, wurde eine interdisziplinäre Wissenschaftler- 
gruppe von Allergologen und Epidemiologen zur Bear- 
beitung dieser Fragen berufen. 

Als Ergebnis dieser Arbeitsgruppe liegt ein „Leithnien- 
papier zur Abfassung von Studienprotokollen" und ein 
„Manual zur epidemiologischen Methodik bei der Epi- 
demiologie der Allergien" vor. An diesen Kriterien soll 
sich die Planung von Forschungsarbeiten orientieren, 
damit sowohl die Vergleichbarkeit als auch ein hohes 
Qualitätsniveau von epidemiologischen Erhebungen 
über Jahre hinweg sichergestellt werden. Diese Wis- 
senschaftlergruppe hat auch die Aufgabe übernom- 
men, die eingehenden Forschungsanträge in diesem 
Bereich zu koordinieren und inhaltlich aufeinander 
abzustimmen. Mit diesen Vorgehen ist es möglich, die 
zur Förderung empfohlenen Forschungsprojekte auf 
wesentliche Aspekte zu konzentrieren, alle notwendi- 
gen Fragestellungen einzubeziehen und Doppelarbeit 
zu vermeiden. Die geplanten Studien sind überwie- 
gend prospektive Studien, die seit 1988 zum Teil auch 
längerfristig durchgeführt werden können. 

Die Kriterien für die Förderung ergeben sich aus dem 
zugrundeliegenden Programm und sind grundsätzlich 
wissenschaftlicher Art. Die erforderlichen Fördermittel 
konnten bisher bereitgestellt werden und sollen auch 
künftig im Rahmen der genannten Regierungspro- 
gramme zur Verfügung stehen. 

Im übrigen werden Forschungsvorhaben auf dem 
Gebiet der Allergologie, insbesondere zur Grundla- 
genforschung, weiterhin durch die Deutsche For- 
schungsgemeinschaft unterstützt. Auch in den einzel- 
nen Bundesländern wird der Förderung der Forschung 
zu allergischen Krankheiten große Bedeutung beige- 
messen. Dort werden zahlreiche Einzelprojekte insbe- 
sondere an den Universitäten auch über deren Grund- 
finanzierung hinaus gefördert. 

Allergieregister 

Allergieregister und -kataster sowie Listen von Stoffen, 
die Allergien auslösen, werden oder wurden auch mit 
Unterstützung der Bundesregierung an verschiedenen 
Universitätskliniken, Krankenhäusern und Instituten 
erstellt. Die Ergebnisse werden nach Abschluß der 
Arbeiten der Öffentlichkeit zugänglich gemacht. 

In mehreren Bundesländern werden darüber hinaus 
Studien gefördert, bei denen auch Allergien erfaßt 
werden. 


Veröffentlichung und Information über die For- 
schungsvorhaben 

Die im Rahmen der Forschungsförderung erzielten 
Ergebnisse werden in der nationalen und internationa- 
len Fachpresse veröffentlicht und diskutiert. Diese 
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Informationsquellen fließen in die Fortbildungsveran- 
staltungen für Ärzte ein, die entsprechendes Wissen 
über die persönliche Beratung den betroffenen Patien- 
ten vermitteln. Auf wissenschaftlichen Statussemina- 
ren, an denen die geförderten Forschergruppen teil- 
nehmen, sollen in regelmäßigen Abständen die Ergeb- 
nisse der laufenden Forschungsvorhaben dargestellt 
und in einem umfassenden Bericht veröffentlich wer- 
den. Ein erstes Statusseminar ist für Anfang 1990 ge- 
plant. 

Ein Sachstandsbericht über die „Forschungsförderung 
im Bereich der allergischen Erkrankungen'' wurde 
dem Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen und 
Gesundheit des Deutschen Bundestages bereits im 
September 1988 vorgelegt. 

Die Bundesregierung wird dafür Sorge tragen, daß die 
Forschungsergebnisse - dies gilt insbesondere für 
Erkenntnisse, die für Prävention und Behandlung neue 
Hinweise erbringen - Betroffenen und Interessenten 
zugänghch sind. 

Bei dem von den Fragestellern erwähnten Allergiein- 
stitut in Brüssel handelt es sich nicht um eine Einrich- 
tung der Europäischen Gemeinschaft. Nach den der 
Bundesregierung vorliegenden Informationen ist die- 
ses Institut die Stiftung einer pharmazeutischen Firma. 
Ein Vergleich mit dem US-amerikanischen National 
Institute of Allergy ist unzutreffend. 


h) Zum Zusammenhang allergischer 

Erkrankungen mit Veränderungen in der 
Umwelt 

5. Wie beurteilt die Bundesregierung die Ergebnisse 
zahlreicher internationaler allergologischer Kon- 
gresse der letzten Jahre, die die Zunahme der 
Krankheiten in einen engen Zusammenhang mit 
einem Anstieg umweltschädlicher Stoffe stellen? 


Bekannt ist, daß. Umweltschadstoffe, insbesondere 
Schadstoffe der Außenluft (Schwefeldioxid, Stickoxide, 
Stickstoffdioxid, Ozon, Schwebstaub) und der Innen- 
raumluft u. a. Tabakrauch, evtl. Radon, die Entwick- 
lung von Atemwegserkrankungen begünstigen. Auf 
dem Boden vorgeschädigter Atemwege können sich 
Allergien entwickeln. Des weiteren können Schad- 
stoffe (z. B. Schwefeldioxid und Ozon) die Schleim- 
häute schädigen. Die Folge soll eine erhöhte Allergen- 
penetration mit anschließender Sensibilisierung des 
Organismus sein. Der genaue Mechanismus dieser 
Wirkung ist bisher nicht geklärt. Da Umweltschad- 
stoffe Atemwegserkrankungen begünstigen, wurden 
in den vergangenen Jahren große Anstrengungen 
unternommen, den Schadstof feintrag zu minimieren. 
Durch die Luftreinhaltemaßnahmen werden die 
Schwefeldioxidemissionen von ca. 2,9 Mio, Tonnen im 
Jahr 1982 auf etwa 1,0 Mio. Tonnen bis 1995 und die 
Stickstoffoxidemissionen von ca. 2,8 Mio. Tonnen im 
Jahr 1982 auf etwa 2,0 Mio. Tonnen bis 1995 verrin- 
gert. Hierzu tragen die 1983 in Kraft getretene Groß- 
feuerungsanlagen- Verordnung, die 1986 erfolgte Neu- 
fassung der Regelungen über Emissionsbegrenzungen 


der TA Luft (Technische Anleitung Luft), die Reduzie- 
rung des Schwefelgehalts im Heizöl und im Diesel- 
kraftstoff und die Schadstoffbegrenzung bei Kraftfahr- 
zeugen bei. 

Auf den vielen Fachkongressen der letzten Jahre, z. B. 
dem jährlichen Treffen der Europäischen Akademie 
für Allergologie, gab es nach Kenntnis der Bundesre- 
gierung keinen Beitrag, der die Häufigkeitsentwick- 
lung allergischer Erkrankungen allgemein in einen 
nachweisbaren Zusammenhang mit der Zunahme 
umweltschädlicher Stoffe stellte. Die Bundesregierung 
weist auf den grundsätzhchen Sachverhalt hin, daß 
eine wissenschafthche Klärung der Frage nach dem 
kausalen Zusammenhang zwischen der Häufigkeits- 
entwicklung allergischer Erkrankungen und der 
Zunahme umweltschädlicher Stoffe allein schon des- 
wegen erschwert ist, weil Tierversuche nicht ohne wei- 
teres auf die Situation beim Menschen übertragbar 
sind und sich Versuche an Menschen aus ethischen 
Gründen verbieten. 

Für die Arbeitsumwelt wurde im Januar 1987 bei der 
Bundesanstalt für Arbeitsschutz (BAU) ein wissen- 
schafüiches Symposium zum Thema „Allergien am 
Arbeitsplatz" abgehalten. Gerade im Arbeitsschutz 
wird die Häufigkeit von Erkrankungsfällen und der 
ursächliche Zusammenhang zwischen den berufsbe- 
dingten Allergien und der Erkrankung sehr genau 
beobachtet und wissenschaftlich untersucht. Im weite- 
ren wird auf die Beantwortung der Fragen 12 und 13 
verwiesen. 

Die Bundesregierung verweist iii diesem Zusammen- 
hang auch auf ihre ausführlichen und unverändert 
gültigen Stellungnahmen zu früheren, thematisch 
gleichartigen Bundestags-Anfragen [vgl. vor allem 
Bundestags-Drucksachen 10/6630 („Umwelt und Ver- 
braucherschutz'') und 10/6631 („Umwelt und Gesund- 
heit")]. Hinsichtlich der Häufigkeitsentwicklung aller- 
gischer Erkrankungen wird auf die Antwort zu Frage 2 
verwiesen. 

6. Welche Erkenntnisse zieht die Bundesregierung 
aus der medizinischen/klinischen Ökologie, die 
sich im weitesten Sinne mit allergischen Erkran- 
kungen beschäftigt? Sieht sie in der Bundesrepu- 
blik Deutschland Defizite in der Entwicklung die- 
ser Medizinrichtung, und will sie eine ökologische 
Gesundheitspolitik verstärkt fördern? 

Nach Zusammenhängen zwischen Umweltbelastun- 
gen und Gesundheitsstörungen wird seit Jahrzehnten 
in verschiedenen wissenschafüichen Disziphnen ge- 
forscht, so z. B. im Bereich der Umwelthygiene, Ar- 
beitsmedizin, Toxikologie, Epidemiologie, Strahlenfor- 
schung, Mutationsforschung, Krebsforschung, Allergo- 
logie. Neben diesen auf exogene Noxen wie Schad- 
stoffe, Strahlung und Lärm bezogenen umweltme^izi- 
nischen Forschungsschwerpunkten gibt es auch über- 
greifend angelegte Forschungsansätze, bei denen 
räumhch- bauliche und soziale Umweltaspekte einbe- 
zogen werden. Das hier bezeichnete wissenschaftliche 
Arbeitsfeld wird oftmals mit Begriffen wie Medizi- 
nische Ökologie, Umweltmedizin und Sozialökologie 
charakterisiert. 
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Davon zu unterscheiden ist die in den USA während 
der dreißiger und vierziger Jahre von einigen Ärzten 
ins Leben gerufene „Klinische Ökologie", die sich in 
den letzten zwei Jahrzehnten zunehmend mit soge- 
nannten „Umweltkrankheiten" beschäftigt hat. Nach 
Mitteilungen auf dem Weltkongreß der Allergologie 
und klinischen Immunologie in Montreux im Oktober 
1988 gewinnt die klinische Ökologie derzeit bei der 
Behandlung multiallergischer Patienten einen gewis- 
sen Stellenwert. Eine Beurteilung dieser Medizinrich- 
tung hinsichthch allergischer Erkrankungen kann der- 
zeit nicht gegeben werden, da sich diese Fachrichtung 
nach Darstellung auf dem erwähnten Kongreß noch in 
der Entwicklung befindet. 

Die Bundesregierung hat sich bereits 1986 ausführlich 
zur „Klinischen Ökologie" geäußert (Bundestags- 
Drucksache 10/6631). Die seitdem vorgelegten Er- 
kenntnisse haben diese Einschätzung nicht verändern 
können. 

Die Bundesregierung steht der Förderung von For- 
schungsprojekten zu Fragen von „Umweltbelastung 
und Allergie" grundsätzhch aufgeschlossen gegen- 
über. Eine Förderung setzt jedoch das Vorliegen quali- 
fizierter Forschungsanträge voraus. Solche qualifizier- 
ten Forschungsanträge liegen von Vertretern der „Kh- 
nischen Ökologie" bisher nicht vor. Gefördert wird 
allerdings seit Jahrzehnten Forschung auf dem Gebiet 
der Umwelthygiene und Umweltmedizin. Die Bundes- 
regierung und die Landesregierung von Nordrhein- 
Westfalen finanzieren beispielsweise jeweüs zur Hälfte 
das Medizinische Institut für Umwelthygiene an der 
Universität Düsseldorf. Die in diesem Institut betrie- 
bene Forschung findet auch international weithin An- 
erkennung. Hier werden Zusammenhänge zwischen 
Umweltbelastung und Gesundheitsschäden abgeklärt. 
Aus den zahlreichen Forschungsaktivitäten dieses 
Instituts wird beispielhaft auf die Untersuchungen zu 
„Pseudokrupp und Luftverunreinigungen", „Aller- 
gische Reaktionen auf chemische Schadstoffe" und 
„Einfluß von Schwermetallen auf das Immunsystem" 
verwiesen. 


7. Inwieweit werden nach Kenntnissen der Bundes- 
regierung die immunologischen Schutzbarrieren 
des Menschen durch (die Zunahme von) Umwelt- 
schädigungen und Umweitgiften geschwächt und 
zum „Einzelfaktor" für chronische Erkrankungen? 


Die Formuherung „Schwächung der immunologischen 
Schutzbarrieren " ist in den Medien im Zusammenhang 
mit der möglichen Einwirkung von Fremdstoffen aus 
der Umwelt auf den menschlichen oder auch tierischen 
Organismus häufig zu finden. Dieses griffige Schlag- 
wort postuliert eine generelle Beeinträchtigung der 
Abwehrmechanismen des Körpers infolge einer 
Fremdstoff -Ein Wirkung. Danach soll es durch Beein- 
trächtigung der durch Antikörper sowie der zellulär 
vermittelten Abwehrreaktionen zu einer erhöhten In- 
fektanfälhgkeit kommen. 

Bei kritischer Bewertung der Literatur zeigt sich aber, 
daß es beim Menschen nur sehr wenige Hinweise auf 


derartige pauschale immunologische Funktionsein- 
schränkungen gibt. Als sicher gilt jedoch, daß Schad- 
stoffe überschießende Immunreaktionen auslösen kön- 
nen. Es kommt dann zu allergischen Phänomenen oder 
Autoimmunerkrankungen, die wiederum indirekt das 
Abwehrgeschehen (z.B. auf der Schleimheit) beein- 
trächtigen und zu Erkrankungen mit chronischem Ver- 
lauf beitragen können. Eine Eingrenzung auf einen 
krankheitsauslösenden „Einzelfaktor" ist in der Regel 
nicht möglich. 

Nach dem derzeitigen Erkenntnisstand führen Stoffe, 
welche die Bildung und Entstehung der Immunglobu- 
hne IgE und IgG 4 fördern oder welche die Synthese des 
sekretorischen Immunglobulins IgA senken, zu einem 
erhöhten Allergierisiko. Faktoren, welche eine solche 
Entwicklung begünstigen, sind - in der Reihenfolge 
ihrer Häufigkeit aufgezählt - die genetische Disposi- 
tion (Veranlagung, nach der durch Bestimmung des 
Nabelschnur- IgE und über die Familien anamnese ge- 
fahndet werden kann), das Rauchen und Passivrau- 
chen, Infektionen, sowie - im Tierexperiment nach 
hoher Dosierung - einige bereits in der Antwort zu 
Frage 5 genannte Schadstoffe wie Schwefeldioxid, 
Stickstoffdioxid, Ozon. 

Aufgrund der Umweltschutzmaßnahmen der letzten 
Jahre ist es bezüglich der zuletzt genannten Substan- 
zen großenteils jedoch gelungen, die aktuellen Immis- 
sionsbelastungen merklich zu senken (siehe auch Bun- 
destags-Drucksache 10/6631). 

Es ist unklar, ob die Substanzen, die in tierexperimen- 
tellen Studien und bei in vitro-Modellsy Sternen Beein- 
trächtigungen von einzelnen immunologischen Reak- 
tionsabläufen auslösten, unter den am Arbeitsplatz 
bzw. im täghchen Leben anzutreffenden Bedingungen 
ähnliche Effekte auf das menschhche Immunsystem 
besitzen. Diese Möglichkeit ist aber nicht auszuschlie- 
ßen. Daher verdient eine etwaige immuntoxikologi- 
sche Wirkung besondere Beachtung bei der Bewer- 
tung des Risikos durch Chemikalien und andere 
Fremdstoffe in der Umwelt. Die hier notwendige For- 
schung wird u. a. durch Förderprogramme der Bundes- 
regierung ermöglicht. Seit Jahren bilden die Funk- 
tionsabläufe und Defektzustände des menschhchen 
Immunsystems einen Schwerpunkt der Forschungsför- 
derung durch die Bundesregierung, etwa im Rahmen 
des Programmes „Forschung und Entwicklung im 
Dienste der Gesundheit". 

Wie bereits erwähnt, sind Rauchen und Passivrauchen 
wichtige Faktoren, die die Entwicklung von Bronchiti- 
den und damit die Auslösung von Asthmaanfällen bei 
Personen mit einem hyperreagiblen Bronchialsystem 
wie etwa solchen mit allergischem Asthma bronchiale 
begünstigen. Das von der Bundesregierung vorge- 
sehene Aktionsprogramm zur Förderung des Nichtrau- 
chens soll mit dazu beitragen, Allergiker zu schützen. 

8. Sind Klimaanlagen eine besondere Expositions- 
queUe für Allergiker? Welche Bedeutung haben 
die Ethylenoxid-Expositionen durch Desinfek- 
tionsmittel? Welches Sensibüisierungspotential 
haben Schmuck, Bekleidung, Kosmetika und Kör- 
perflegemittel? 
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Klimaanlagen 

Nach den Bauordnungen der Länder der Bundesrepu- 
bhk Deutschland müssen alle baulichen Anlagen - also 
auch die Klimaanlagen - so angeordnet, errichtet, 
geändert und unterhalten werden, daß die öffenthche 
Sicherheit und Ordnung, insbesondere Leben oder Ge- 
sundheit, nicht gefährdet werden und daß sie ihrem 
Zweck entsprechend ohne Mißstände benutzbar sind. 
Bei sorgfältiger Planung, Ausführung, Nutzung und 
Wartung der Klimaanlagen können die an sie gestell- 
ten Anforderungen aus technischer und gesundheit- 
hcher Sicht erfüllt werden. 

Bei unzureichend gewarteten Klimaanlagen kann es 
möglicherweise zu einer Kontamination der Raum- und 
Atemluft durch Mikroorganismen, Sporen und andere 
organische Stäube kommen. Untersuchungsergebnisse 
legen den Verdacht nahe, daß insbesondere Allergene 
von Schimmelpilzen, welche von den Filtern raumluft- 
technischer Anlagen (Klimaanlagen) abgegeben wer- 
den, bei entsprechend disponierten Personen, die sich 
in den belüfteten Räumen aufhalten, allergische* Reak- 
tionen auslösen können. Die Auslösung von Überemp- 
findlichkeitsreaktionen bis hin zur sogenannten exo- 
gen-allergischen Alveohtis ist bei exponierten Perso- 
nen möglich („Befeuchterfieber"), 

Klimaanlagen können Auslöser des „Sick Building 
Syndrom" sein, einem Komplex unspezifischer Sym- 
ptome. Die Mechanismen der Symptomauslösung sind 
bisher jedoch nicht geklärt. 

Es besteht der begründete Verdacht, daß die in Luft- 
wäschern häufig eingesetzten desinfizierenden Was- 
serzusätze (Biozide) - durch Befeuchteranlagen ver- 
sprüht - als Aerosole über den Luftstrom u. U. ebenfalls 
Sensibilisierungen der Atemwege bei exponierten Per- 
sonen bewirken können. Diese Möglichkeit soll Ge- 
genstand eines gezielten Forschungsvorhabens im 
Institut für Wasser-, Boden- und Lufthygiene des Bun- 
desgesundheitsamtes werden. 

Ethylenoxid , 

Allergische Reaktionen nach Ethylenoxid- Exposition 
treten in seltenen Fällen bei Patienten und Kranken- 
hauspersonal auf, die Umgang mit durch Ethylenoxid 
sterüisierten Materialien hatten. In der Regel ist dabei 
davon auszugehen, daß derartige Reaktionen durch 
eine nicht ausreichende Nachbehandlung (Belüftung) 
dieser Materialien begünstigt werden. Die Einstufung 
von Ethylenoxid als krebserzeugend in der Gefahr- 
stoffverordnung wird dazu führen, daß durch entspre- 
chende Vorschriften solche Expositionen und somit die 
Allergisierungsmöglichkeiten weiter verringert wer- 
den. 

Schmuck, Bekleidung, Kosmetika und 
Körperpflegemittel 

Schmuck, Bekleidung und kosmetische Mittel können 
Substanzen enthalten, die ein Sensibilisierungspoten- 
tial besitzen. Als Beispiele sind vor allem Nickel, Form- 
aldehyd, einige andere Konservierungsstoffe und 
einige Bestandteile von Haarfärbemitteln zu nennen. 


Daraus folgt nicht zwangsläufig, daß Gegenstände und 
Produkte, die diese Stoffe enthalten, sensibilisierend 
wirken müssen, Im Fall von nickelhaltigem Schmuck 
kann der ständige Hautkontakt bei entsprechender 
Disposition tatsächhch zur Sensibilisierung führen. In 
vielen Fällen ist die Konzentration und die Verfügbar- 
keit der sensibihsierenden Stoffe jedoch so gering, daß 
der Kontakt mit dem betreffenden Produkt nicht zur 
Sensibilisierung führt bzw. allergische Reaktionen, 
wenn überhaupt, nur ausgelöst werden, wenn schon 
eine Sensibilisierung auf anderem Wege stattgefunden 
hat. 

Bei kosmetischen Mitteln sind Bestandteile von Oxida- 
tionshaarfarben, wie z. B. Phenyl endiamine, Toluylen- 
diamine, Diaminophenole oder einige Konservierungs- 
stoffe wie z. B. Formaldehyd, Chloracetamid oder Iso- 
thiazolone zu erwähnen. Auch Naturstoffe (pflanzliche 
Zubereitungen, Duftstoffe u. ä.), die zur Zeit von einem 
bestimmten Verbraucherkreis in kosmetischen Mitteln 
gewünscht werden, können AUergien auslösen. Auch 
hier konnte bisher nicht der Nachweis erbracht wer- 
den, daß eine Sensibilisierung gegen diese Stoffe 
durch Anwendung kosmetischer Mittel erfolgt. 


9. Wie bewertet die Bundesregierung die These, daß 
die industrielle Entwicklung und insbesondere die 
Ausweitung synthetischer Substanzen zu einem 
starken Anstieg allergischer Erkrankungen ge- 
führt hat? Wie wird der Anteü von „natürlichen" 
Allergenen im Verhältnis zu allergischen Krank- 
heiten gesehen, die durch industrielle Produktion 
und Lebensweise verursacht werden? 


Da das Immunsystem in der Lage ist, auf eine Vielzahl 
von Substanzen mit der Büdung von Antikörpern zu 
antworten, ist es denkbar, daß mit zunehmender 
Anzahl und Verbreitung synthetischer Substanzen 
auch ein Anstieg von speziell für die Auslösung von 
Allergien verantwortlicher Immunglobuline einher- 
geht. Allerdings bedarf es einer eingehenden Prüfung 
dieser These, um zu einem abschließenden Ergebnis 
zu kommen. 

In diesem Zusammenhang ist auch darauf hinzuwei- 
sen, daß gerade synthetische Substanzen mit sehr glat- 
ten Oberflächen, die vermehrt als Baumaterial und für 
Einrichtungsgegenstände zur Verfügung stehen, pro- 
blemlos zu reinigen sind und dadurch Allergien ver- 
meiden helfen. 

Zur wissenschaftlichen Untersuchung u. a. der These, 
daß industrielle Entwicklungen und insbesondere die 
„Ausweitung synthetischer Substanzen" zu einem 
starken Anstieg allergischer Erkrankungen geführt 
haben, hat die Bundesregierung die Einrichtung eines 
Forschungsschwerpunktes vorangetrieben. Auch von 
den regionalen Allergieregistern werden hierzu wei- 
terführende Erkenntnisse erwartet (siehe auch Antwort 
zu Frage 4). 

Nach den bisher vorligenden Erfahrungen sind Aller- 
gien am häufigsten durch natürhche Allergene bedingt 
(siehe auch Antwort zu Fragen 1 und 2). Die vorhande- 
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nen Daten und Erkenntnisse zur Verbreitung, zum 
Auftreten oder Trend allergischer Erkrankungen er- 
lauben jedoch keine Abschätzung des jeweihgen Bei- 
trags natürhcher und industriell produzierter Allergene 
sowie der Lebensweise bezüglich der Entstehung von 
Allergiekrankheiten. 

Stoffe, für welche die Gefahr einer Sensibilisierung 
durch Einatmen oder Hautkontakt nachgewiesen ist, 
werden nach Möglichkeit verboten oder in ihrer An- 
wendbarkeit eingeschränkt. Eine Reihe von häufig 
benutzten (natürlichen und anthropogenen) Arbeits- 
stoffen sind als Allergene bekannt (wie z.B. Mehl, 
Tierhaare, Gewürze, Textilien und Chemikalien wie 
Reiniger, Puder, Haarfärbemittel). Die Senatskommis- 
sion der Deutschen Forschungsgemeinschaft zur Prü- 
fung gesundheitsschädlicher Arbeitsstoffe hat in ihrer 
MAK-Werte-Liste 1988 (MAK = maximale Arbeits- 
platzkonzentration) etwa 30 Stoffe besonders kenntlich 
gemacht, die Sensibilisierungen bewirken und Aller- 
gien der Haut oder der Atemwege auslösen können. In 
der MAK-Werte-Liste ist das durch ein „S" = Gefahr 
der Sensibilisierung realisiert. Nach der Gefahrstoff- 
verordnung (GefStoffV) müssen bei jedem Inverkehr- 
bringen auf der Packung neben der Bezeichnung der 
Stoffe und der Bestandteile von Zubereitungen sowie 
neben Gefahrensymbolen Hinweise auf besondere 
Risiken (R-Sätze) und Sicherheitsratschläge (S-Sätze) 
als Kennzeichnung angegeben sein. In diesem Zusam- 
menhang bedeutet R 42 „Sensibilisierung durch Einat- 
men möglich", R 43 „Sensibilisierung durch Hautkon- 
takt möglich". Danach sind nachrangige Schutzmaß- 
nahmen definiert (GefStoffV, § 19): Kapselung (ge- 
schlossene Anlagen mit Luftabfuhr), Absaugung, Be- 
lüftung (Verdünnungslüftung) und persönliche Schutz- 
ausrüstung (Atemluftfilter, Schutzkleidung). 

Des weiteren ist im Entwurf der Novelle des Chemika- 
liengesetzes vorgesehen, ein eigenständiges Gefähr- 
lichkeitsmerkmal „sensibihsierend" einzuführen. 

10. Teilt die Bundesregierung die vom „Verband der 

Chemischen Industrie " verbreiteten Thesen, daß 

— es keine wissenschaftlich belegte Erkenntnis 
über eine Zunahme von allergischen Erkran- 
kungen gibt, 

— die Zahl der allergischen Erkrankungen bei 
der Herstellung und Verarbeitung chemischer 
Produkte überwiegt? 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß der Ver- 
band der Chemischen Industrie e. V. (VCI) die genann- 
ten Thesen verbreitet. Der Bundesregierung liegt aus 
der Schriftenreihe des VCI „Chemie und Fortschritt" 
die Schrift „Allergien" (Heft 1/1986) vor. Darin wird 
über ein vom VCI am 13. November 1985 veranstalte- 
tes Allergie -Symposium berichtet. Laut Vorwort gibt 
die Schrift die Auffassungen teilnehmender Allergolo- 
gen und das Ergebnis der anschheßenden Diskussion 
wieder. Als Ergebnis der Diskussion werden folgende 
Punkte genannt: 

,1. Es gibt keine wissenschaftlich belegte Erkenntnis 
über eine allgemeine Zunahme allergischer Er- 
krankungen. 


2, Die Bedeutung der „natürlichen" Allergene über- 
wiegt. 

3. Die Zahl der allergischen Erkrankungen in der 
Herstellung und Verarbeitung chemischer Produk- 
te ist zurückgegangen. Die Gründe: der verbesser- 
te Arbeitsschutz und die Entwicklung von Verbin- 
dungen mit geringerer allergener Potenz.' 

Nach Kenntnis der Bundesregierung gibt es für die 
Bundesrepublik Deutschland keine epidemiologischen 
Daten, die - wissenschafthch gesichert - eine Zu- 
nahme der allergischen Erkrankungen aufzeigen 
(siehe auch Antwort zu Frage 2). Ebensowenig liegen 
ihr wissenschafthche Erkenntnisse darüber vor, daß die 
Zahl der allergischen Erkrankungen bei denjenigen 
überwiegt, die mit der Herstellung und Verarbeitung 
chemischer Produkte beschäftigt sind. 

Eine genaue Zuordnung der allergischen Krankheits- 
fälle zu den Bereichen „Herstellung und Verarbeitung 
chemischer Produkte" ist anhand der vorhandenen 
Daten auch der Berufskrankheitenstatistik nicht mög- 
lich, wohl aber eine stoffbezogene Gliederung der als 
Berufskrankheit Nr. 5101 anerkannten allergischen 
Kontaktekzeme. 

Danach wurden in der Zeit von 1978 bis 1985 die 
anerkannten allergischen Hautkrankheiten in 19,9% 
durch Chromate verursacht, in 14,8% durch Haar- 
färbe- und Wellmittel, in 9 % durch Nickel und seine 
Verbindungen, in 6,9% durch Desinfektionsmittel, in 
2,9 % durch Produkte bei der Kunststoffverarbeitung, 
in 1,8% durch Nahrungs- und Genußmittel, in 1,6% 
durch Schmierstoffe, in 1,5% durch aromatische Stick- 
stof fverbin düngen, in 1,5% durch Cobalt und seine 
Verbindungen, in 1,4 % durch Kaliumverbindungen, in 
1,1% durch Reinigungs- und Waschmittel sowie in 
0,9 % durch Löse- und Verdünnungsmittel. 

In Zusammenhang mit der Herstellung chemischer 
Produkte treten Allergien dank präventiver Arbeits- 
schutzmaßnahmen (durch geschlossene Systeme, 
Automationen u. a.) zunehmend zurück. 


11. Sieht die Bundesregierung in diesen Aussagen 

einen Widerspruch zu 

— der Auffassung der WHO, wonach sich die 
Hinweise verstärken, daß der Einfluß von 
Chemikalien sowohl am Arbeitsplatz als auch 
generell in der Bevölkerung für eine Bandbrei- 
te von Problemen, wie etwa Allergien, Hyper- 
sensitivitäten und Unverträglichkeiten verant- 
wortlich sein könnte, 

— dem Symposiurn des Bundesgesundheitsamts 
zu „Epidemiologie und allergische Erkran- 
kungen", 

— dem Anstieg der gemeldeten beruflich beding- 
ten Allergieerkrankungen, 

— den INF AS-Stu dien zu „Wahrnehmung von 
Allergien und allergischen Reaktionen"? 


Arbeitsseminar der WHO über Allergien 

Wenn die erwähnten Aussagen im Gesamtzusammen- 
hang betrachtet werden und Vergleichbares analysiert 


11 



Drucksache 11/4697 


Deutscher Bundestag - 11. Wahlperiode 


wird, sind Widersprüche nicht gegeben. Der einlei- 
tende Satz in einem Kurzbericht der Weltgesundheits- 
organisation (WHO) über ein 1982 in Frankfurt mit 
Unterstützung der Bundesregierung durchgeführtes 
WHO -Arbeitsseminar über allergische Reaktionen und 
Überempfindhchkeiten, die durch Chemikalien verur- 
sacht werden, lautet: „Es gibt immer mehr Anzeichen 
dafür, daß die Exposition von Arbeitnehmern und der 
allgemeinen Bevölkerung gegenüber Chemikahen die 
Ursache für eine Reihe von Gesundheitsproblemen 
sein könnte, wie etwa Allergien, Überempfindlichkei- 
ten und Unverträglichkeiten, welche in Leiden wie 
Kontaktdermatosen und berufsbedingtem Asthma re- 
sultieren." Die von den Experten aus 21 Ländern aus- 
gesprochene Empfehlung, Forschung, Verbreitung von 
Informationen und Präventivmaßnahmen zu verstär- 
ken, wurde von der Bundesregierung aufgegriffen 
(siehe Antwort zu Frage 13). So sind die Anregungen 
z. B. in die öffenthche Bekanntmachung der Bundes- 
regierung, Forschungsvorhaben im Bereich allergi- 
scher Erkrankungen zu fördern, eingeflossen. 

Symposium des Bundesgesundheitsamtes zu Allergien 

Auf dem Symposium des Bundesgesundheitsamtes 
„Epidemiologie allergischer Erkrankungen in der Bun- 
desrepubhk Deutschland" am 25. und 26. November 
1985 wurde vor allem auf Wissensdefizite und For- 
schungsansätze hingewiesen, die in die Ausschreibung 
für den Förderschwerpunkt eingingen (siehe Antwor- 
ten zu Fragen 4 und 10). 

Allergie und Berufskrankheit 

Der Unfallverhütungsbericht der Bundesregierung, der 
jährlich dem Bundestag vorgelegt wird, enthält fol- 
gende Zahlen zu den angezeigten, d. h. gemeldeten 
Berufskrankheiten, bei denen u. a. auch eine allergisie- 
rende Wirkung als Ursache vermutet wird; 


Nr. der 

Anl. 1 BeKV 

1977*) 

1980 

1983 

1987 

4201 

30 

130 

172 

219 

4301 

831 

1 489 

1 597 

3 936 

5ior *) 

10 001 

12 028 

10 170 

15 499 

alle Berufs- 





krankheiten 

48 189 

45 114 

35 354 

45 744 


*) Am 1. Januar 1977 ist die Änderungsverordnung zur 
7. Berufskrankheiten- Verordnung (BKVO, jetzt BeKV) in 
Kraft getreten 

* * ) In dieser Zahl sind auch Dermatosen allergischer Genese 
enthalten, die als solche nicht näher ausgewiesen werden. 

Diese Statistik zeigt, daß innerhalb des Berufskrank- 
heitengeschehens Erkrankungen, von denen vermutet 
wird, daß sie allergisch bedingt sind, eine bedeutende 
Rolle einnehmen. Mit diesen Daten kann jedoch ein 
tatsächlicher Anstieg der Allergisierungsrate nicht 
bewiesen werden (siehe auch Antwort zu Frage 12). 


Bezüghch der Gründe, die u. a. zu diesem Anstieg 
geführt haben - wie z. B. die von der Bundesregierung 
begrüßte vermehrte Anzeigehäufigkeit durch die 
Ärzte wird verwiesen auf die Bundestags-Drucksa- 
che 11/2924 und das Protokoll der 93, Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 21. September 1988. 

Zu den „anerkannten" bzw. „erstmals entschädigten" 
Berufskrankheiten gibt die Antwort auf Frage 12 Aus- 
kunft. 

Auch bezüglich der gemeldeten Verdachtsfälle auf 
beruflich bedingte Allergien ist also festzuhalten, daß 
es noch an Fakten fehlt, um die Häufigkeitsentwick- 
lung der allergischen Reaktionen und Krankheiten klar 
genug ab schätzen zu können. 


Studie zur Wahrnehmung von Allergien 

Die in den INFAS- Studien angegebenen Prävalenzen 
(Häufigkeit einer Krankheit in der Bevölkerung zu 
einem bestimmten Zeitpunkt) von allergischen Erkran- 
kungen sind im Rahmen einer Repräsentativbefragung 
ermittelt worden (siehe auch Antwort zu Frage 2). Sie 
sagen nichts über die zeitliche Entwicklung der Häu- 
figkeit von Allergien aus. 


c) Zum Zusammenhang allergischer Erkrankun- 
gen mit den Bedingungen der Arbeitswelt 

12. Wie haben sich die berufsbedingten Allergien ent- 
wickelt? Welche Bedeutung haben sie im Rahmen 
der Berufskrankheiten? Welche allergischen 
Krankheiten sind als Berufskrankheiten aner- 
kannt? 


Allergien als Berufskrankheit 

Die wichtigsten allergischen Erkrankungen sind in der 
Liste der Berufskrankheiten (Anl. 1 BeKV) erfaßt unter 

Nr. 4201 „Exogen- allergische Alveolitis" 

Nr. 4301 „Durch allergisierende Stoffe verursachte 
obstruktive Atemwegserkrankungen (ein- 
schheßhch Rhinopathie), die zur Unterlas- 
sung aller Tätigkeiten gezwungen haben, 
die für die Entstehung, die Verschlimme- 
rung oder das Wiederaufleben der Krank- 
heit ursächlich waren oder sein können" 

Nr. 5101 „Schwere oder wiederholt rückfällige Haut- 
erkrankungen, die zur Unterlassung aller 
Tätigkeiten gezwungen haben, die für die 
Entstehung, die Verschhmmerung oder das 
Wiederaufleben der Krankheit ursächlich 
waren oder sein können". 

In den Merkblättern zur ärztlichen Begutachtung, die 
der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung zu 
den Berufskrankheiten herausgibt, werden beispiel- 
haft die allergisch wirkenden Gefahrstoffe auf gezählt. 
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Daneben werden allergische Erkrankungen als Berufs- 
krankheit anerkannt, wenn sie durch Stoffe verursacht 
werden, die in der Gruppe 1 „Durch chemische Einwir- 
kungen verursachte Krankheiten" genannt werden. 
Nach dem Verordnungstext gelten diese „als Krank- 
heiten im Sinne dieser Anlage nur insoweit, als sie 
Erscheinungen einer Allgemeinerkrankung sind, die 
durch Aufnahme der schädigenden Stoffe in den Kör- 
per verursacht werden, oder gemäß Nr. 5101 zu ent- 
schädigen sind". 

Im Prinzip führt jede berufsbedingte Allergie zur Aner- 
kennung als „Berufskrankheit dem Grunde nach", 
wenn neben der Anamnese (Vorgeschichte) der ur- 
sächliche Zusammenhang der Sensibilisierung mit 
einer Exposition gegenüber beruflichen Allergenen 
durch ein geeignetes Testverfahren (Prick-, i. c. - oder 
Scratchtest, ggf. nasale oder inhalative Provokation) 
nachgewiesen werden kann. 


Entwicklung der allergischen Berufskrankheiten 

Bereits mit der 2. Berufskrankheiten- Verordnung von 
1929, d. h. vor 60 Jahren, wurden allergische Hauter- 
krankungen in die Liste der Berufskrankheiten auf ge- 
nommen. 1961 wurde mit der 6. BKVO die Liste um das 
beruflich verursachte Bronchialasthma erweitert. Unter 
den chemischen Stoffen, die in der Gruppe 1 der Liste 
der Berufskrankheiten (Anl. 1 BeKV) stehen, befinden 
sich schon seit 1925 (1. BKVO) darüber hinaus zahlrei- 
che Gefahr Stoffe, für die neben anderen toxischen Wir- 
kungen auch deren aller gisier ende Wirkung bekannt 
ist. 

Das European Inventory of Existing Commercial Che- 
mical Substances (EINECS) enthält ca. 100 000 Stoffe 
(denen schätzungsweise eine Million Zubereitungen 
entsprechen), von denen vermutlich 15000 bis 20 000 
Stoffe häufigere Verwendung am Arbeitsplatz finden. 
In Anbetracht der großen und zunehmenden Gesamt- 
zahl der verwendeten Stoffe ist es wahrscheinlich, daß 
auch die Sensibilisierungsmöghchkeiten zunehmen. 
Andererseits ist deutlich, daß die (Arbeits-)Schutzvor- 
schriften vor allem seit den 70er Jahren greifen und an 
vielen Arbeitsplätzen eine erhebliche Verbesserung 
der Bedingungen bewirkt haben (Reduktion der 
Gefahr Stof fkonzentrationen, geschlossene Systeme, 
Schutzkleidung usw.). Die Kontaktmöglichkeiten sind 
dadurch erhebhch verringert worden, und entspre- 
chend hat sich die Arbeitsplatzsituation in den meisten 
Berufen (z. B. in der chemischen Industrie und in den 
Gerbereien) erheblich verbessert. Außerdem werden 
bekannte Allergene nach Möghchkeit eliminiert bzw. 
in ihrer Anwendbarkeit eingeschränkt. In bestimmten 
Bereichen (z. B. im Friseurgewerbe) sind allerdings 
noch weitere Anstrengungen erforderlich. 

Der Unfallverhütungsbericht der Bundesregierung, der 
jährlich dem Bundestag vorgelegt wird, weist folgende 
Zahlen zu den erstmals entschädigten Berufskrankhei- 
ten, die auf eine Allergie zurückzuführen sind, aus (zu 
den angezeigten, d. h. gemeldeten Verdachtsfällen 
siehe Antwort zu Frage 11): 


Nr. der 

Anl. 1 BekV 

1977*) 

1980 

1983 

1987 

4201 

14 

36 

59 

92 

4301 

113 

146 

165 

219 

5101") 

378 

423 

455 

408 

alle Berufs- 

krankh eiten 

7 581 

6 235 

4 792 

3 698 


’) Am 1. Januar 1977 ist die Änderungsverordnung zur 
7. Berufskrankheiten-Verordnung (BKVO, jetzt BeKV) in 
Kraft getreten 

* *)In dieser Zahl sind auch Dermatosen allergischer Genese 
enthalten, die als solche nicht näher ausgewiesen werden 


Als „erstmals entschädigt" gelten nur die Berufskrank- 
heiten, für die wegen einer Minderung der Erwerbs- 
fähigkeit (MdE) von mindestens 20 % eine Verletzten- 
rente erbracht worden ist. 

Aus den Zahlen der entschädigten beruflichen Aller- 
gien ist es jedoch nicht möglich, irgendwelche Rück- 
schlüsse auf eine steigende Tendenz der beruflichen 
Allergisierungsrate zu ziehen (siehe Antwort zu Frage 
11). Prinzipiell wäre anzunehmen, daß mit wachsender 
Zahl von Allergenen auch eine steigende Allergisie- 
rungsrate zu erwarten ist. Daraus ließe sich freilich 
nicht schließen, daß die Menschen „immer allergi- 
scher" würden , da die Reagibilität früherer Generatio- 
nen auf neuere Substanzen nicht überprüfbar ist und 
sich die diagnostischen Möglichkeiten seitdem zuneh- 
mend verbessert haben. Zusätzlich hat das Wissen um 
die Gefahr der Allergisierung dank der intensiven For- 
schung in den vergangenen Jahren deutlich zuge- 
nommen. 

So wurde die Berufskrankheit (BK) Nr. 4301 „obstruk- 
tive Atemwegserkrankungen allergischer Ursache" 
ausdrücklich in ihrer Bezeichnung mit dem Zusatz 
„einschließlich Rhinopathie" präzisiert, um zu verdeut- 
tichen, daß sich Berufskrankheiten dieser Art nicht nur 
auf die tiefen Atemwege beschränken. Diese Ände- 
rung gilt seit dem 1. April 1988. Der Verordnungsgeber 
hat die Unfallversicherungsträger schon 1984 aufgefor- 
dert, Fälle berufsbedingter allergischer Rhinopathie 
wie andere Anträge nach BK-Nr. 4301 zu bearbeiten. 
Dieser Umstand könnte als Erklärung herangezogen 
werden, daß für diese Berufskrankheit eine Steige- 
rungsrate eintreten mußte. 

Selbst unter Einbeziehung der Berufskrankheit Nr. 
5101 (Hautkrankheiten), von der vermutet wird, daß 
sie einen wesentlichen Anteil an Allergien umfaßt, 
nehmen sich die Berufskrankheiten allergischer Ge- 
nese gegenüber den übrigen anerkannten Fällen im 
Vergleich zu den gemeldeten Berufskrankheiten zah- 
lenmäßig weniger bedeutsam aus. Es ist anzunehmen, 
daß in der alltägtichen Praxis beim Auftreten von Aller- 
gien durch Produktwechsel, Körperschutzmittel oder 
Arbeitsplatzwechsel die Ausschaltung des Allergens 
versucht und so eine Erkrankung frühzeitig vermieden 
werden kann. 


13 



Drucksache 11/4697 


Deutscher Bundestag - 11. Wahlperiode 


Bedeutung der allergischen Berufskrankheiten 

Seit 1978 liegt mit der Berufskrankheiten-Dokumen- 
tation (BK-DOK) des Hauptverbandes der gewerbli- 
chen Berufsgenossenschaften eine den heutigen 
Anforderungen angepaßte, zuverlässige Statistik der 
berufsbedingten Allergien vor. Danach sind diese von 
615 Fällen im Jahre 1978 auf 1 218 Fälle im Jahre 1982 
angestiegen; der Trend ist seitdem aber wieder rück- 
läufig. Die vorgenannten Zahlen beziehen sich auf die 
beiden Hauptvertreter der allergischen Berufskrank- 
heiten, die BK-Nrn. 5101 (Hautkrankheiten) und 4301 
(obstruktive Atemwegserkrankung) . 

Auf der Basis dieser Dokumentation, die allerdings nur 
die Zahlen der gewerblichen Wirtschaft enthält, hat 
der prozentuale Anteil der Allergien an allen „dem 
Grunde nach anerkannten“ Berufskrankheiten von 
1978 bis 1985 von 4,7 auf 14,2 % zugenommen - bei 
gleichzeitiger Abnahme nichtallergischer Berufs- 
krankheiten was diesen relativ starken Anstieg er- 
klärt. 

Betrachtet man die drei wichtigsten Nummern der 
Liste der Berufskrankheiten (4201, 4301 und 5101), so 
zeigt der Unfallverhütungsbericht der Bundesregie- 
rung für das Jahr 1987 folgende Verhältnisse: 

43 % der wegen Verdacht auf Berufskrankheit gemel- 
deten Fälle entfallen auf mögliche allergische Ur- 
sachen (19 654 von 45 744). Bei den wegen der 
Schwere der Folgeschäden erstmals entschädigten, 
d. h. berenteten Patienten entfallen ca. 19 % aller Fälle 
auf solche Erkrankungen, bei denen Allergene als 
ursächlich angesehen wurden (719 von 3 698). 

Bei diesen Zahlen sind allerdings die Fälle nicht 
berücksichtigt, für die wegen der Erfolge der medizini- 
schen Behandlung sowie wegen der durch Umschu- 
lung und andere Maßnahmen erfolgten Allergenka- 
renz keine Entschädigung i. S. einer Rente zu erbrin- 
gen war. 

Darüber hinaus ist in Betracht zu ziehen, daß die 
Berufskrankheitenliste als Berufskrankheit meist nur 
die schwerwiegenderen Fälle allergischer Erkrankun- 
gen ausweist, wie z. B. die BK Nr. 5101 „schwere oder 
wiederholt rückfällige Hauterkrankungen, die zur 
Unterlassung aller Tätigkeiten gezwungen haben, die 
für die Entstehung, Verschlimmerung oder das Wie- 
deraufleben der Krankheit ursächlich waren oder sein 
können“. Weniger bedeutsame allergische Reaktio- 
nen, die ja ebenfalls eine Zunahme von allergisieren- 
den Stoffen und Faktoren am Arbeitsplatz und in der 
Umwelt widerspiegeln können, sind damit nicht erfaßt. 
Sie werden allerdings präventiv im Rahmen des § 3 
BeKV betreut. 

Die Anerkennung einer obstruktiven Atemwegser- 
krankung (Asthma) stellt ebenfalls die Unterlassung 
der gefährdenden Tätigkeit (Allergenkarenz) zur Be- 
dingung. 

Verläßliche Daten über die Morbidität an allergischen 
Erkrankungen, die hierdurch verursachte Arbeitsun- 
fähigkeit, deren Folgekosten usw. liegen nicht vor. 


13. Welche Bedeutung haben allergische Erkrankun- 
gen in Forschung, Praxis und Ausbildung der Ar- 
beitsmedizin? Mit weichen Maßnahmen wird die 
arbeitsmedizinische Epidemiologie speziell dieser 
Erkrankungen gefördert? 


Von der rasanten Entwicklung der Untersuchungs- 
und Darstellungsmethodik (u. a. von Zellstrukturen 
und Reagenten) hat insbesondere auch die Immunolo- 
gie/Allergologie profitiert. Arbeitsmedizinische For- 
schung, Praxis, sowie Aus-, Fort- und Weiterbildung 
haben darauf entsprechend reagiert. So waren bei- 
spielsweise „Immunologische Aspekte in der Arbeits- 
medizin“ und „Aller goto gische Probleme in der 
Praxis“ Hauptthemen der wissenschaftlichen Jahres- 
tagungen 1983 und 1988 der „Deutschen Gesellschaft 
für Arbeitsmedizin“. Die Bundesanstalt für Arbeits- 
schutz in Dortmund veranstaltete 1987 das Symposium 
„Allergien am Arbeitsplatz“. 

Arbeitsmedizinische Forschung 

Aus der von der Bundesregierung geförderten arbeits- 
medizinischen Forschung sind folgende Themen zu 
nennen: 

— „Der c-AMP- Spiegel im Plasma bei einigen berufs- 
bedingten Lungenerkrankungen“ 

— „Untersuchungen zur Permeation von Chromatio- 
nen in die geschädigte und nicht geschädigte Haut 
sensibilisierter und nicht sensibilisierter Personen “ 

— „Diagnostik und Prävention von Erkrankungen 
durch allergisierende Arbeitsstoffe mit Hilfve mono- 
klonaler Antikörper - ihr Einsatz bei Bäckerasthma- 
tikern und allergischen Hautkrankheiten“. 

Im Forschungsförderschwerpunkt der Bundesregie- 
rung „allergische Erkrankungen“ können arbeitsmedi- 
zinisch-epidemiologische Fragestellungen entspre- 
chend aufgegriffen werden (siehe auch Antwort zu 
Frage 4). 

Ärztliche Aus- und Weiterbildung 

In der ärztlichen Ausbildung spielt die Allergologie 
eine wichtige Rolle. Im vorklinischen Studium und im 
ersten Abschnitt der klinischen Ausbildung des Medi- 
zinstudiums werden die Grundlagen für das Verständ- 
nis der Allergologie vermittelt. Im zweiten Abschnitt 
des klinischen Studiums ist die Allergologie Gegen- 
stand der Lehre im Fach Dermatologie aber auch in 
anderen Fächern, in denen sie eine Rolle spielt, ein- 
schließlich der Arbeitsmedizin. Dementsprechend 
gehört sie auch zu den Gegenständen der Ärztlichen 
Vorprüfung und des Ersten und Zweiten Abschnitts 
der Ärztlichen Prüfung. Die Ärztliche Vorprüfung und 
der Erste Abschnitt der Ärztlichen Prüfung erstrecken 
sich auf den Nachweis gesicherter Kenntnisse in dem 
zum Verständnis von Ätiologie, Pathogenese, Sympto- 
matologie, Diagnostik und Therapie erforderlichen 
Grundwissen. Im Zweiten Abschnitt der Ärztlichen 
Prüfung sind wichtige fachspezifische Kenntnisse 
nachzuweisen. Die Allergologie ist wesentlicher Be- 
standteil der Weiterbildung zum Hautarzt, die in den 
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Weiterbildungsordnungen für Ärzte geregelt ist. Nach 
diesen Weiterbildungsordnungen haben Ärzte auch 
die Möglichkeit, sich zum Zwecke des Erwerbs des 
Rechts auf Führen der Zusatzbezeichnung „Allergolo- 
gie" weiterzubilden. 

Das Arbeitssicherheitsgesetz - ASiG - (§ 4) und die 
Unfallversicherungsvorschrift (UVV) „Betriebsärzte" 
(VBG 123) erfordern für die Tätigkeit des Betriebsarz- 
tes die „arbeitsmedizinische Fachkunde". Die Inhalte 
dieser Fachkunde sind in den Weiterbildungsordnun- 
gen der Landesärztekammern geregelt. 

Seit über 25 Jahren gibt es in der Bundesrepublik 
Deutschland fünf Akademien für Arbeitsmedizin; und 
zwar in 

— Berlin: „Akademie für Arbeitsmedizin" 

— München: „Bayerische Akademie für Arbeits- und 
Sozialmedizin" 

— Bad Nauheim: „Hessische Akademie für Betriebs-, 
Arbeits- und Sozialmedizin e. V. " 

— Ulm: „Sozial- und Arbeitsmedizinische Akademie 
Baden- Württemberg e. V. " 

— Bochum: „Seminar für arbeitsmedizinische Weiter- 
bildung beim Staatlichen Gewerbearzt Westfalen". 

Dort wird das theoretische Wissen vermittelt, das die 
Weiterbildungsordnungen für die Arbeits- und die 
Betriebsmedizin vorschreiben. Im Rahmen dieser Wei- 
terbildungskurse wird von erfahrenen Wissenschaft- 
lern, Allergologen und Arbeitsmedizinern über die 
Gefahren an den Arbeitsplätzen berichtet, die mit 
einem Allergie^ Risiko verbunden sind. 


14. Alle jugendlichen Arbeitnehmer müssen vor Be- 
ginn ihrer Ausbildung bzw. Tätigkeit nach dem 
Jugendarbeitsschutzgesetz untersucht werden. 
Besteht bei der Bundesregierung die Absicht, im 
Rahmen dieser Untersuchung die Allergieproble- 
matik im Sinne einer „medizinischen Berufsbera- 
tung" stärker zu berücksichtigen und die Ergeb- 
nisse solcher Untersuchungen bundesweit auszu- 
werten, um wichtige Hinweise auf die AUergieent- 
wicklung bei Jugendlichen zu erhalten? 


Bei den nach dem Jugendarbeitschutzgesetz vorge- 
schriebenen ärztlichen Untersuchungen Jugendlicher 
wird auf allergische Reaktionen geachtet. Ergibt sich 
durch Famihen- und Eigenanamnese (Krankheitsvor- 
geschichte) der Verdacht auf eine Allergie, muß der 
untersuchende Arzt den Jugendlichen einem Speziali- 
sten zuweisen. Eine verbesserte Allergie diagnostik 
bzw. Bestimmung des individuellen Allergierisikos ist 
heute zwar möglich, aber sehr aufwendig. Sie hängt 
von der Verfügbarkeit qualifizierter Allergologen und 
entsprechender Untersuchungseinrichtungen ab. Hin- 
sichthch einer Ausweitung des Untersuchungspro- 
gramms müssen Kosten-Nutzen-Relationen und die 
Akzeptanz seitens der zu Untersuchenden den Aus- 
schlag geben. 


Wie unbefriedigend derzeit die Möglichkeiten zur Vor- 
hersage einer möglichen Sensibilisierung sind, zeigen 
Erfahrungen des Bundesgesundheitsamtes. Dort wird 
bei allen Auszubildenden für den Beruf der Chemie- 
laboranten und Tierpfleger vor Aufnahme der Tätig- 
keit ein Allergiescreening gegen eine Palette chemi- 
scher Substanzen bzw. tierischer Allergene durch 
einen Dermatologen/ Allergologen durchgeführt. Der 
Nutzen ist zweifelhaft: Ein Schutz vor Allergisierungen 
ist dadurch nicht zu erreichen, nicht alle Allergene 
können damit abgedeckt werden, selbst mit falsch 
positiven Reaktionen muß gerechnet werden. Auch der 
Einsatz eines Phadiatop®-Tests ist fragwürdig, da des- 
sen Sensitivität eingeschränkt ist und keinen Hinweis 
darauf geben kann, welche spezifische Allergie vor- 
liegt oder möglicherweise jemals auftreten könnte. Die 
vermutete Neigung zu fraglichen Allergien sollte nicht 
den Zugang zu irgendwelchen Berufen verschheßen 
dürfen, da alle diese Untersuchungsverfahren mit Feh- 
lern behaftet sind. Hinzu kommt, daß trotz nachweis- 
barer Sensibilisierung gegen bestimmte Substanzen 
eine Erkrankung häufig ausbleibt. Für förderungswür- 
dig wird eine vertiefte „medizinische Berufsberatung" 
insbesondere in den Bereichen gehalten, in denen es 
erfahrungsgemäß zu Allergien kommen kann. Hier sol- 
len künftig verstärkt die Erfahrungen des medizini- 
schen Dienstes der Bundesanstalt für Arbeit, der Be- 
triebsärzte und der Arbeitsmediziner genutzt werden. 
Vorzusehen wäre eine statistische Auswertung der 
Ergebnisse der Untersuchungen nach dem Jugend- 
arbeitsschutzgesetz auf Landesebene. Darüber hinaus 
ist eine bundesweite Auswertung von Unter- 
suchungsergebnissen über die Allergieentwicklung 
bei Jugendlichen nur sinnvoll, wenn diese Untersu- 
chungsergebnisse zuverlässig und umfassend genug 
sind, um repräsentative Aussagen erwarten zu lassen. 
Diese Voraussetzung liegt gegenwärtig nicht vor. 


15. Sollten entsprechende Untersuchungen nicht 
auch auf alle Auszubildenden (über 18 Jahre) aus- 
geweitet werden? Sollten entsprechende Unter- 
suchungen auch für andere Äusbüdungsgänge 
(z.B. für Studenten bestimmter Fachrichtungen) 
eingeführt werden? 


Die Bundesregierung hat geprüft, ob es sinnvoll ist, 
beim derzeitigen Stand diagnostischer Möglichkeiten 
aller gologis che Untersuchungen auf alle Auszubilden- 
den (über 18 Jahre) auszuweiten. Ein generelles Unter- 
suchungsprogramm eingehender Allergiediagnostik 
erscheint der Bundesregierung nicht empfehlenswert; 
in der Diskussion sind Untersuchungen bei Angehöri- 
gen von Risikogruppen (familiäre Belastungen, vor- 
beugende Untersuchung im Falle von besonders aller- 
gieträchtigen Berufsbereichen u. a.) (siehe auch Ant- 
wort zu Frage 14). 


16. Welche Maßnahmen werden von der Bundes- 
regierung erwogen und ggf. gefördert, um Atopi- 
kern die Ausübung von Berufen zu ermöglichen, 
bei denen Allergieerkrankungen gewöhnlich eine 
Behinderung darstellen? 
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Neben den nach der Reichsversicherungsordnung bei 
allen Berufskrankheiten zu erbringenden Leistungen 
(Heilbehandlung, medizinische und berufliche Rehabi- 
litation, Renten) werden derzeit in der Unfallversiche- 
rung keine zusätzhchen Maßnahmen erwogen oder 
gefördert, die Atopikern eine berufliche Tätigkeit 
ermöglichen, bei der Allergieerkrankungen ge- 
wöhnlich eine Behinderung darstellen. Nach § 3 Abs. 1 
Nr. If Arbeitssicherheitsgesetz (ASiG) hat der Be- 
triebsarzt die Aufgabe, den Unternehmer bei „Fragen 
des Arbeitsplatzwechsels sowie der Eingliederung und 
Wiedereingliederung Behinderter in den Arbeitspro- 
zeß" zu beraten und zu unterstützen. Hinzu kommt die 
Verpflichtung der gesetzlichen Unfallversicherung, 
gemäß § 3 Berufskrankheitenverordnung (BeKV) der 
Gefahr der Entstehung einer Berufskrankheit „mit 
allen geeigneten Mitteln" entgegenzu wirken. Dazu 
gehört auch, für eine „Unterlassung der gefährdenden 
Tätigkeit", d. h. Wechsel des Arbeitsplatzes oder beruf- 
liche Umschulung zu einer weniger allergieträchtigen 
Tätigkeit Sorge zu tragen. Bei der innerbetrieblichen 
Umsetzung oder bei der Ein- bzw. Wiedereingliede- 
rung in den Betrieb nach einer erfolgreichen Umschu- 
lung obliegt dem Betriebsarzt hierbei eine besondere 
V erant wortung . 

Die am häufigsten vorkommenden atopischen Krank- 
heitsbilder sind der sog. Heuschnupfen (Aller0e 
gegen Pollen), das allergische Asthma bronchiale und 
das atopische Ekzem (Neurodermitis). Wenn das eine 
Allergie auslösende Allergen bekannt ist, sollte der 
Betroffene im privaten wie beruflichen Bereich den 
Kontakt mit dem Allergen vermeiden (sog. Exposi- 
tionsprophylaxe). In zweiter Linie kommen andere 
Vorbeuge- und Behandlungsmaßnahmen in Betracht. 


17. Durch welche Maßnahmen gewährleistet die Bun- 
desregierung, daß zum Wehr- oder Zivildienst ein- 
beruf ene Atopiker während dieser Tätigkeit kei- 
ner spezifischen Allergenbelastung ausgesetzt 
werden, bzw. sichergestellt wird, daß sich ihr 
Krankheitsbild nicht verschlimmert? Wie wird die- 
ses Krankheitsbild bei der Feststellung der medi- 
zinischen Eignung berücksichtigt? 


Atopiker und Wehrdienst 

Die Beurteilung der Wehrdienstfähigkeit und Verwen- 
dungsfähigkeit in den verschiedenen Tätigkeitsberei- 
chen der Streitkräfte ist in Abhängigkeit von Art und 
Schwere der Erkrankung immer eine Einzelfall- 
entscheidung des Musterungs- oder Truppenarztes. 

Dabei ist der Arzt der Bundeswehr gehalten, in Zwei- 
felsfällen eine fachallergologische Zusatzbegutach- 
tung zu veranlassen und die dabei erhobenen Befunde 
und ausgesprochenen Empfehlungen seiner abschlie- 
ßenden Entscheidung zugrunde zu legen. Rechtferti- 
gen die fachallergologischen Feststellungen unter 
Berücksichtigung des bisherigen Beschwerdebildes 
die Annahme, daß die vorhandene Gesundheitsstö- 
rung mit den allgemein-militärischen Anforderungen 
vereinbar ist, besteht Tauglichkeit für den Wehrdienst. 


Wehrdienstfähige Wehrpflichtige werden darüber hin- 
aus bereits bei der Musterung in Abhängigkeit von Art, 
Lokalisation, Ausdehnung, Therapierbarkeit und Pro- 
gnose ihrer allergischen Erkrankung von denjenigen 
Verwendungs-ZTätigkeitsb er eichen (u. a. Kampftrup- 
pen, ABC -Ab wehr dienst) der Teilstreitkräfte ausge- 
schlossen, deren gesundheitliche Anforderungen sie 
nach ärztiichem Urteil nicht oder nur unter zusätzlicher 
Gesundheitsgefährdung erfüllen können. 

Auf Wehrpflichtige mit saisonaler Allergie (z. B. Aller- 
gie gegen Gräserpollen) wird zusätzlich Rücksicht 
genommen, indem der Musterungsarzt Empfehlungen 
zum Einberufungstermin (Grundausbildung in den 
Herbst- oder Wintermonaten) ausspricht. 

Kommt es während der Ableistung des Grundwehr- 
dienstes dennoch zu einer unvermuteten Allergenex- 
position, wird im Rahmen der truppenärztlichen Thera- 
pie eine vorübergehende oder dauernde Befreiung des 
Soldaten von allergieauslösenden Tätigkeiten festge- 
legt. Je nach Umfang dieser Einschränkungen wird in 
der Folge eine Umsetzung, Versetzung, ggf. auch die 
Entlassung des Soldaten wegen Dienstunfähigkeit ver- 
anlaßt. 

Atopiker und Zivildienst 

Maßgeblich für die Beurteüung der Tauglichkeit und 
Dienstfähigkeit von Zivildienstleistenden sind die 
„Bestimmungen für die Durchführung der ärzttichen 
Untersuchung bei Musterung und Diensteintritt von 
Wehrpflichtigen, Annahme und Einstellung von frei- 
willigen Bewerbern sowie bei der Entlassung von Sol- 
daten" (ZDV46/1), 

In der ZDv 46/1 sind die notwendigen Kriterien in 
abgestufter Form aufgeführt, die für die medizinische 
Beurteilung maßgebend sind, ob und ggf. in welcher 
Weise sich Atopiker zur Ableistung des Zivildienstes 
eignen. Die notwendigen Befunde werden bei der Ein- 
stellungsuntersuchung oder während des Zivildienstes 
bei Dienstfähigkeitsuntersuchungen erhoben, falls er- 
forderlich durch Ärzte mit entsprechenden Gebietsbe- 
zeichnungen. 

Atopiker, die für den Zivildienst nicht geeignet sind, 
werden mit dem Tauglichkeitsgrad „nicht zivil dienst- 
fähig" oder „vorübergehend nicht zivildienstfähig" 
aus dem Zivildienst entlassen. Atopiker, die wegen 
ihrer Allergie eingeschränkt taughch sind, erhalten 
dem jeweiligen Krankheitsbild entsprechende Ver- 
wendungsausschlüsse. Außerdem wird durch das 
Angebot der freien Heilfürsorge gewährleistet, daß 
sich jeder Zivil dienstleistende behandeln lassen kann. 


d) Zu Maßnahmen der Bundesregierung 

18. Welche präventiven Maßnahmen strebt die Bun- 
desregierung gegen (die Zunahme von) Aller- 
gieerkrankungen an. 

— Ist die Entwicklung einer TA Innenraum beab- 
sichtigt? 

— SoU die Arbeitsschutzgesetzgebung, ein- 
schließlich neuer technischer Regelwerke, er- 
weitert werden? 
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— Sind Vorschriften für eine erweiterte Deklara- 
tionspflicht der potentiellen AUergene sowie 
der Inhaltsstoffe in Nahrungsmitteln, Kosmeti- 
ka und Arzneimitteln beabsichtigt? 

— Sind im Lebensmittel- und Bedarfsgegenstän- 
degesetz verschärfte Vorschriften über den 
Einsatz von Schad- und Zusatzstoffen beab- 
sichtigt? 

— Besteht die Absicht, für die Risikogruppe der 
an Atemwegserkrankungen leidenden Men- 
schen in absehbarer Zeit einen Schadstoff- 
wamdienst einzurichten? 


TA Innenraum 

Mit der Forderung nach einer Technischen Anleitung 
Innenraum wird versucht, die im Bereich Arbeitsschutz 
sinnvolle, an der Gefahrstoff quelle orientierte Mini- 
mierungsstrategie auch in den privaten Wohnraum zu 
übertragen. Im Innenraum kommen jedoch zahlreiche 
diffuse Quellen vor, deren Emissionen teilweise nicht 
im Einflußbereich des Bewohners liegen. Außerdem 
wäre die Einhaltung von Grenzwerten in Wohnungen 
und Fahrzeuginnenräumen nicht zu überwachen und 
damit weder praktikabel noch justitiabel. Die Erarbei- 
tung einer TA Innenraum ist von der Bundesregierung 
daher nicht beabsichtigt. 

Statt dessen sind produktbezogene Höchstwerte fest- 
zulegen. Seit Inkrafttreten der Gefahrstoffverordnung 
(GefStoffV) güt beispielsweise das Verbot des Inver- 
kehrbringens bestimmter asbesthaltiger, formaldehyd- 
haltiger, dioxin- und dibenzofuranhaltiger Stoffe, Zu- 
bereitungen und Erzeugnisse. 

In diesem Zusammenhang sei auf die überragende 
Bedeutung von biogenen Allergenen (z. B. Milben und 
Schimmelpüze) im bewohnten Innenraumbereich für 
das Auslösen und Fortbestehen allergischer Krankhei- 
ten wie überhaupt das Bewohnerverhaltan, z.B. Lüf- 
ten, Heizen, Rauchen für die Beeinträchtigung von 
Allergikern hingewiesen, 

Arbeitsschutzgesetze 

Die vorhandene Arbeitsschutzgesetzgebung, ein- 
schließhch der technischen Regelwerke, gewährleistet 
weitgehend Schutz vor bedeutsamen Allergierisiken. 
Das schließt nicht aus, daß in Teilbereichen Erweite- 
rungen und Präzisierungen der Schutzvorschriften not- 
wendig werden könnten. Die Bundesregierung hat der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaft (EG) die 
Aufnahme eines Gefährlichkeitsmerkmals „sensibih- 
sierend“ und die entsprechende Einstufung und Kenn- 
zeichnung von sensibilisierend wirkenden Chemika- 
hen vorgeschlagen. Nach Änderung der entsprechen- 
den EG-Richtlinie ist vorgesehen, das Chemikalienge- 
setz sowie die Gefahrstoffverordnung entsprechend zu 
ergänzen. 

Eine Reihe vorhandener Schutzvorschriften vermittelt 
Warnungen vor allergisierenden Gefahrstoffen, wenn 
diese in bedenkhchen Konzentrationen auftreten (z. B. 
Anhang I GefStoffV). 

Durch die Regelungen des Chemikaliengesetzes und 
der Gefahrstoff Verordnung werden alle neuen Stoffe 


deklariert, die im Tierversuch ein positives Ergebnis 
erbrachten. Ein eigenständiges Gefahrensymbol Xi 
(Sensibilisierung) ist im Rahmen der Novelherung der 
7. Änderung der EG-Richtlinie geplant. Ferner wird in 
der Zubereitungsrichtlinie die Deklarationspflicht für 
Stoffe, die in Zubereitungen auf den Markt kommen, 
geregelt. 

Lebensmittelrechtliche Regelungen 

Für Lebensmittel in Fertigpackungen wurde im Zuge 
der Umsetzung der EG-Etikettierungs -Richtlinie (79/ 
112/EWG) in der Lebensmittel-Kennzeichnungsver- 
ordnung vom 22. Dezember 1981 vorgeschrieben, daß 
bei solchen Lebensmitteln — von wenigen Ausnahmen 
abgesehen - ein Verzeichnis der Zutaten anzugeben 
ist, in dem grundsätzlich alle bei der Herstellung des 
Lebensmittels verwendeten Zutaten einschließhch der 
Zusatzstoffe aufzuführen sind. Zusatzstoffe sind mit 
ihren Klassennamen anzugeben. Zusätzhch zum Klas- 
sennamen muß in einigen Fällen, wie z. B. bei Konser- 
vierungsmitteln und Farbstoffen, deren spezifische Be- 
zeichnung oder EWG-Nummer angegeben werden. 

Am 21. Dezember 1988 hat der Ministerrat der EG den 
gemeinsamen Standpunkt zu einem Vorschlag zur 
Änderung der Etikettierungs- Richtlinie festgelegt. Der 
Vorschlag sieht u. a. vor, daß künftig bei der Kenn- 
zeichnung der Zusatzstoffe im Verzeichnis der Zutaten 
stets der spezifische Name des Stoffes oder die EWG- 
Nummer der Angabe des Klassennamens zu folgen 
hat. Mit dieser Erweiterung der Zutaten- Kennzeich- 
nung wird dem Votum der internationalen und der 
nationalen Gremien Rechnung getragen, nach denen 
eine ausführliche Kennzeichnung als geeigneter Weg 
des Verbraucherschutzes anzusehen ist, 

Zusatzstoffe dürfen bei der Herstellung von Lebens- 
mitteln nur verwendet werden, soweit die gesundheit- 
hche Unbedenklichkeit und die technologische Not- 
wendigkeit nachgewiesen worden ist. Die Zulassun- 
gen werden in den auf dem Lebensmittel- und Bedarfs- 
gegenständegesetz (LMBG) fußenden Rechtsverord- 
nungen stets restriktiv gehandhabt. Im Bereich der 
Lebensmittelfarbstoffe ist im Rahmen der Verordnung 
zur Änderung der Zusatzstoff- Zulassungsverordnung 
und anderer lebensmittelrechtlicher Verordnungen 
(Stand 31. Oktober 1988) eine drastische Einschrän- 
kung der Verwendungsmöglichkeiten des eventuell 
pseudo- allergisch wirkenden Azofarbstoffs Tartrazin 
vorgesehen. Die Bundesregierung wird sich weiterhin 
dafür einsetzen, daß auch im gemeinschaftlichen 
Lebensmittelrecht der EG die Zusatzstoffzulassungen 
möglichst streng gefaßt werden. 

Die Bundesregierung hat bereits im April 1986 die EG- 
Kommission darauf hingewiesen, daß die gemein- 
schaftlichen Vorschriften zur Kenntlichmachung von 
Inhaltsstoffen in kosmetischen Mitteln wesentlich 
erweitert werden sollten. Sie hat seither in Brüssel 
immer wieder auf die Notwendigkeit einer solchen 
Regelung aufmerksam gemacht und vorgeschlagen, 
bei kosmetischen Mitteln eine Volldeklaration, d. h. die 
Angabe aller zur Herstellung verwendeten Stoffe vor- 
zusehen, Darüber hinaus hat das Bundesministerium 
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für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit die Kos- 
metik-Industrie ermuntert, schon jetzt auf freiwilliger 
Basis die Inhaltsstoffe ihrer Erzeugnisse kenntlich zu 
machen, wie dies bereits von einigen namhaften Her- 
stellern geschieht. 

Arzneimittelgesetz 

Der zulässige Rahmen der Kennzeichnungsvorschrif- 
ten ist durch die Pharmazeutischen EG-Richtlinien 
festgelegt. Ihr entsprechen die arzneimittelrechtlichen 
Deklarations Vorschriften. 

Danach verlangt das Bundesgesundheitsamt die De- 
klaration solcher Inhaltsstoffe in Arzneimitteln, von 
denen ein relativ hohes Allergisierungspotential be- 
kannt ist, so daß sie als „wirksame Bestandteile" im 
Sinne des § 10 Abs. 1 Nr. 8 des Arzneimittelgesetzes 
(AMG) anzusehen sind. Beispiele für nicht arzneüich 
wirksame Hilfsstoffe, deren Deklaration regelmäßig 
aus Gründen des Allergierisikos verlangt wird, sind 
Tartrazin und Parabene. 

Es gibt allerdings Patienten, die in einem so hohen 
Ausmaß zu Überempfindlichkeitsreaktionen neigen, 
daß sie gegenüber nahezu jedem Stoff eine Allergie 
entwickeln können - insbesondere bei Anwendung 
auf der Haut. Daher ist die Grenzziehung zwischen 
allergisierend wirksamen und nicht wirksamen Be- 
standteilen schwierig und kann nur mit einer gewissen 
Wahrscheinlichkeit für viele, nicht aber für jeden ein- 
zelnen Patienten gelten. 

Schadstoffwarndienst 

Die Bundesregierung beabsichtigt derzeit nicht, einen 
Schadstoffwarndienst einzurichten. Es bestehen Zwei- 
fel, ob die Gruppe der an Atemwegserkrankungen lei- 
denden Menschen überwiegend Nutzen aus einem 
solchen Warndienst ziehen würde. Menschen, die wie 
z.B. Asthmatiker an einer Überempfindlichkeit 
(Hyperreagibilität) ihrer Atemwege leiden, wissen um 
ihre Schwachstelle und können sich meist gut durch 
Beobachtung ihrer Umwelt zu bestimmten Jahreszei- 
ten und bei bestimmten Wetterlagen schützen. Die 
Bundesregierung ist jedoch grundsätzlich bereit, ein 
quahfiziertes Forschungsvorhaben zu diesem Fragen- 
komplex zu fördern. 

Bereits seit mehr als 35 Jahren werden Wetterberichte 
für Ärzte vom Medizinisch-Meteorologischen Dienst 
des Deutschen Wetterdienstes herausgegeben, so daß 
Ärzte diejenigen ihrer Patienten, für die Zusammen- 
hänge zwischen Wetterlage und Krankheitsgeschehen 
bestehen oder zu vermuten sind, entsprechend aufklä- 
ren und beraten können. Seit 1985 können diese Hin- 
weise von jedermann für bestimmte Klimabereiche 
über Anrufbeantworter in Düsseldorf, Frankfurt und 
München abgerufen werden. Dieser monatlich 30 000 
mal in Anspruch genommene Fernsprechansagedienst 
wird von den Nutzern zu 81 % und von den Ärzten zu 
64 % positiv bewertet. Mit dem nur gezielt abrufbaren 
Bericht stehen dem Interessierten die Informationen 
offen, vermieden wird aber eine ungezielte Informa- 
tionsstreuung, die Ängstliche verwirren und zu über- 


triebenen und sie in der Lebensführung unnötig ein- 
engenden Maßnahmen verleiten könnte. 


19. Wie wird die Bundesregierung künftig die Aller- 
gologie im Bereich der ärztlichen Ausbildung und 
vor allem der berufsbegleitenden Fortbildung ins- 
besondere der niedergelassenen Ärzte fördern? 


Im Rahmen der geltenden Approbationsordnung für 
Ärzte kann der Unterricht an den Medizinischen 
Fakultäten an neue Entwicklungen im Bereich der 
Allergologie angepaßt werden. Die Verordnung bietet 
auch ausreichenden Spielraum, die Prüfungsinhalte an 
die jeweiligen Erfordernisse anzupassen und an neuen 
Erkenntnissen auszurichten. Nach allen Erfahrungen 
kann erwartete werden, daß die Medizinischen Fakul- 
täten entsprechend reagieren. 

Auf die Gestaltung der ärztlichen Fortbildung hat die 
Bundesregierung keinen Einfluß. Sie ist Sache vieler 
Stellen, z. B. der ärztlichen Standesorganisationen und 
der medizinischen wissenschaftlichen Fachgesell- 
schaften. Es wird davon ausgegangen, daß die Allergo- 
logie jetzt und in Zukunft im Fortbildungsangebot für 
Ärzte ihrer Bedeutung entsprechend Berücksichtigung 
findet. Die Bundesregierung geht davon aus, daß die 
für ärztliche Fortbildung zuständigen Organisationen 
und Einrichtungen angemessen reagieren, wenn neue 
Ausbildungsinhalte in der Allergologie zu vermitteln 
sind. 


20. Wie soll erkrankten Jugendlichen und Kindern 
frühzeitig in der Form geholfen werden, daß es 
nicht später im Erwachsenenalter zu irreversiblen 
Schäden kommt? Bestehen bei der Bundesregie- 
rung Überlf'tiinujnn, zum Schutz der Allergiker 
('iiKjn (eiirnpau eiten) Allergiepaß einzuführen? 


Früherkennung und -behandlung von allergiekranken 
Kindern und Jugendlichen 

Wichtig für die Prognose ist es, die allergischen Er- 
krankungen früh zu erkennen. Durch eine frühzeitig 
eingeleitete Behandlung können nicht nur die Be- 
schwerden gelindert, sondern häufig auch irreversible 
Schäden und z.B. der gefürchtete „Etagenwechsel" 
vom allergischen Schnupfen zur allergisch bedingten 
Bronchitis vermieden werden. Der erste Schritt zur 
Früherkennung ist, daran zu denken, daß hinter den 
verschiedensten Beschwerden ein allergisches 
Geschehen als Ursache stehen kann. Die vermehrte 
Aufmerksamkeit der Ärzte und der Öffentlichkeit für 
Allergien läßt den Schluß zu, daß inzwischen allergi- 
sche Erkrankungen frühzeitig als solche erkannt wer- 
den. Dies ist nicht zuletzt das Verdienst von Betroffe- 
nenverbänden, deren Arbeit die Bundesregierung un- 
terstützt. 
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Allergiepaß 

Die Bundesrepublik Deutschland hat am 1. Juli 1987 
als erstes Mitgliedsland den vom Parlament der Euro- 
päischen Gemeinschaft (EG) beschlossenen Europäi- 
schen Notfallausweis eingeführt. Vorbild war der seit 
1974 gültige bundeseinheitliche Notfallausweis. Der 
Europäische Notfallausweis sieht Eintragungen über 
Allergien und Unverträglichkeiten ausdrücklich vor. 
Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, darüber hin- 
aus einen speziellen EG-weiten Allergiepaß anzu- 
regen. 


21. Ist die Bundesregierung bereit, zukünftig die Ar- 
beit der Selbsthilfegruppen finanziell besser zu 
fördern? Wie bewertet sie die Arbeit dieser Grup- 
pen? 


Die Bundesregierung begrüßt die Arbeit von Selbsthil- 
fegruppen, in denen sich von Krankheiten, Behinde- 
rungen oder sozialen Problemen Betroffene zusam- 
menschließen, um insbesondere deren psychosoziale 
Begleitumstände zu verbessern. Sie hat dies schon in 
der Beantwortung der Großen Anfrage zur „Leistungs- 
fähigkeit des Gesundheitswesens" (Bundestags- 
Drucksache 10/3374, S. 78 bis 81) deutlich gemacht. 

Die Bundesregierung fördert seit Jahren Verbände und 
Selbsthilfezusammenschlüsse, die sich auf Bundes- 
ebene organisiert haben. Eine finanzielle Förderung 
der einzelnen örtlichen Selbsthilfegruppen kommt da- 
neben nicht in Betracht. Im Rahmen ihrer Zuständig- 
keit fördert die Bundesregierung jedoch Modellvorha- 
ben, die sich mit der Beratung und Unterstützung ört- 
licher Selbsthilfezusammenschlüsse befassen. Im Ge- 
schäftsbereich des Bundesministers für Jugend, Fami- 
lie, Frauen und Gesundheit laufen die Modellpro- 
gramme „Informations- und Unterstützungsstellen für 
Selbsthilfegruppen" mit 20 Modellstandorten sowie 
„Familien helfen Familien" mit 6 Modellstandorten. 

Die Bundesregierung schätzt insbesondere auch die 
Arbeit der Selbsthilfe gruppen im Bereich der allergi- 
schen Erkrankungen. Sie sieht in diesen einen wichti- 
gen Partner vor allem für die Information der Öffent- 
lichkeit über Allergien sowie in der Beratung Betroffe- 
ner. Die Bundesregierung unterstützt diese Aktivitäten 
und fördert auch Veranstaltungen und Broschüren. 


22. Wie bewertet die Bundesregierung die Kritik der 
Selbsthilfegruppen an dem Gesetzentwurf zur 
Strukturreform im Gesundheitswesen, wonach 
sich die vorgesehenen Einsparungen bei Heil- und 
Hilfsmitteln für Allergiekranke besonders negativ 
auswirken? 


Das Gesundheits-Reformgesetz (GRG) sieht durch fol- 
gende Maßnahmen Einsparungen bei Heil- und Hüfs- 
mitteln vor; 


— Bei Heilmitteln ersetzt eine prozentuale Zuzahlung 
von 10 % die bisherige Zuzahlung von 4,- DM je 
Verordnung. Es bestehen Sonderregelungen für 
Härtefälle. Eine besondere Härte für Allergiker ent- 
steht nicht. 

— Bei Hilfsmitteln sollen Festbeträge eingeführt wer- 
den. Durch die Einführung von Festbeträgen wird 
die Leistung der Solidargemeinschaft auf das medi- 
zinisch Notwendige begrenzt. Die Festbeträge sol- 
len so festgelegt werden, daß die Versicherten eine 
medizinisch ausreichende, in der Qualität ge- 
sicherte Versorgung ohne Zuzahlung erhalten. 
Allergiker werden, wie auch die übrigen Versicher- 
ten, hierdurch nicht belastet. 

— Heil- und Hilfsmittel von geringem oder umstritte- 
nem therapeutischem Nutzen oder geringem Ab- 
gabepreis können durch Rechtsverordnung des 
Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung - mit 
Zustimmung des Bundesrates - von der Verordnung 
zu Lasten der Krankenkasse ausgeschlossen wer- 
den. Bei dieser möglichen Ausgrenzung wird darauf 
geachtet, daß chronisch Kranke und Allergiker 
nicht unzumutbar belastet werden. 

Die Kritik von Selbsthilfegruppen, durch die Struktur- 
reform im Gesundheitswesen würden Allergiekranke 
in besonderem Maße betroffen, ist also unzutreffend. 


23. Wie beurteilt die Bundesregierung die im § 75 des 
Entwurfs des Gesundheits-Reformgesetzes vorge- 
sehenen Einschränkungen der Zusatzleistungen 
der Krankenkassen im Hinblick auf AUergieer- 
krankungen? Wie wirkt sich die Tatsache auf die 
präventiven Leistungen der Kassen aus, daß Zu- 
satzleistungen nur noch „Zur Erprobung" vorge- 
sehen sind? 


§ 75 des Entwurfs des GRG (jetzt § 67 GRG) sieht keine 
Einschränkung der Leistungen der Gesetzlichen Kran- 
kenversicherung (GKV) vor. Wie aus der Begründung 
des Gesetzentwurfs hervorgeht, wird die Vorschrift 
vielmehr als eine „Öffnungsklausel" für neue Maßnah- 
men auf dem Gebiet der Gesundheitsförderung und 
Rehabilitation verstanden. Sie soll der Selbstverwal- 
tung der GKV Gelegenheit geben, neue Anstöße zur 
Verbesserung der Lebensqualität der Versicherten zu 
entwickeln. 

Es trifft nicht zu, daß Leistungen der Krankenkassen im 
Hinblick auf Allergieerkrankungen eingeschränkt 
werden sollen; genau das Gegenteil wird mit dem 
Gesundheits-Reformgesetz angestrebt. Die vorgesehe- 
nen Leistungen zur Gesundheitsförderung (§ 20), zur 
Verhütung und Früherkennung von Krankheiten 
(§§20 bis 26) sowie zur Behandlung einer Krankheit 
(§§27 bis 43) erstrecken sich auch auf die allergischen 
Erkrankungen. Darüber hinausgehende Maßnahmen 
zur Gesundheitsförderung und Rehabilitation bedürfen 
der Erprobung, um neue Erkenntnisse für eine Fortent- 
wicklung des Leistungsangebots der GKV gewinnen 
zu können. 
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24. Gibt es bei der Bundesregierung Überlegungen, 
die „Arbeitsgemeinschaft der Verbraucher" finan- 
ziell so zu stärken, daß sie die Verbraucherbera- 
tung zum Schutz vor Allergien wirksam überneh- 
men kann? 


Die Bundesregierung geht davon aus, daß eine sinn- 
volle Verbraucherberatung in Umweltfragen in einem 
gewissen Umfang auch zur Vermeidung von Allergien 
beitragen kann. Sie prüft, ob die Arbeitsgemeinschaft 
der Verbraucherverbände in dieser Richtung vermehrt 
tätig werden kann. Dabei muß sie aber im Rahmen der 
haushaltsmäßigen Möglichkeiten bleiben. 


25. Welche Vorstellungen hat die Bundesregierung, 
um an Neurodermitis Erkrankten eine soziale und 
berufliche Integration zu ermöghchen? Wie sollen 
insbesondere eine qualifizierte Ausbildung und 
eine „medizinische Berufsberatung" sichergestellt 
werden? 


Die Bundesrepublik Deutschland verfügt über eine 
solide gesetzliche Grundlage, welche die soziale und 
berufliche Integration von Menschen mit chronischen 


Krankheiten und Behinderungen gewährleistet. Dies 
gilt auch für die Neurodermitis-Kranken. Wie u. a. in 
der Antwort zu Frage 16 dargelegt, ist eine medizinisch 
fundierte Beratung in bezug auf Ausbildung und Be- 
rufswahl für das Gelingen einer solchen Integration 
sehr wichtig. 

Neben der Expositionsprophylaxe und einer häufig 
notwendigen medikamentösen Behandlung muß der 
an Neurodermitis Erkrankte seine Haut vor Austrock- 
nung ebenso wie vor Überfeuchtung schützen. Daher 
entfällt für diesen Patientenkreis eine größere Zahl von 
Tätigkeiten (Feucht- und Trockenarbeitsplätze in der 
Metallindustrie, Berufe wie Friseur, Koch usw.). 
Ebenso sind Berufe zu meiden, die zu einer starken 
Verschmutzung der Haut führen und daher eine inten- 
sive Reinigung erforderlich machen. Ansonsten besit- 
zen die an Neurodermitis Erkrankten die gleichen Bil- 
dungs- und Beschäftigungschancen auf dem allgemei- 
nen Arbeitsmarkt wie vergleichbare gesunde Mitbe- 
werber, so daß besondere ausbildungs- und beschäfti- 
gungsbegleitende Dienste aus der Sicht der Bundesre- 
gierung nicht notwendig sind. Die Bundesregierung 
geht davon aus, daß durch das Zusammenwirken von 
Berufsberatung (siehe auch Antwort zu Frage 16) und 
dem ÄrzÜichen Dienst im Bereich der Arbeitsverwal- 
tung sowie durch die betriebsärztliche Betreuung in 
den Betrieben eine qualifizierte „medizinische Berufs- 
beratung" gewährleistet ist. 
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